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Sonnabend, den 28. N 1881. 


Deutſchland. 
O. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
50. Sitzung vom 27. Mai. 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Anfangs v. Bötticher und einige 
Commiſſarien, die ſich aber bald wieder entfernen. 8 

Nachdem die allgemeine Rechnung über den Haushalt des Reichs von 
1876— 77 in dritter Berathung genehmigt iſt, wird die Berathung der Anz 
träge Richter, Ausfeld u. |. w. fortgeſezt. Wir theilen fie im Wortlaut 
noch einmal mit, am Schluſſe auch den heute eingegangenen Antrag des 
Abg. Mosle. Es beantragen . Fi 

1) Richter: „Der Reichstag wolle beſchließen; in Betreff der im Bundes⸗ 
rath eingebrachten Anträge auf Einverleibung der Unterelbe in den Zoll⸗ 
verein und Aufhebung des Hauptzollamtes in Hamburg zu erklären, daß 
es weder dem bundesſtaatlichen Verhältniß, noch der Achtung vor dem gel⸗ 
tenden Verfaſſungsrecht entſpricht, wenn der Bundesrath Aenderungen der 
Zolleinrichtungen vornehmen ſollte lediglich zu dem Zwecke, um einzelne 
a in dem freien Gebrauche ihres verfaſſungsmäßigen Rechts 
zu beſchränken.“ 

2) Ausfeld: „zu erklären, daß die zur Zeit auf der Elbe beſtehende 
Zollgrenze nur durch Geſetz an eine unterhalb dieſer Grenze gelegene Stelle 
verlegt werden kann.“ 

3) Marqguardſen für den Fall der Ablehnung des Antrages Richter⸗ 
Karſten zu beſchließen: „Angeſichts der unmittelbaren Gefahr ſchwerer Ein⸗ 
bußen und Schädigungen, welche die Aufhebung des kaiſerlichen e 
amts in Hamburg und die date eien der dortigen Zollvereinsniederlage 
ohne entſprechenden gleichzeitigen Erſatz nicht blos für den Handel und 
Verkehr von Hamburg, ſondern auch für die Handels⸗ und Gewerbsinter⸗ 
eſſen des übrigen Deutſchlands im Gefolge haben würde, ſpricht der Reichs⸗ 
tag die Erwartung aus, daß der Bundesrath von dieſer Maßregel bis zur 
Vereinbarung über den Anſchluß Hamburgs an das deutſche Zollgebiet, 
beziehungsweiſe bis zur Durchführung dieſer Vereinbarung Abſtand 
nehmen werde.“ 

4) v. Minnigerode: „In Exwägung, daß es nicht der Stellung des 
Reichstages een den Verſuch 19 5 machen, durch eine Beſchlußfaſſung 
ſeinerſeits die Entſchließungen des Bundesrathes innerhalb der Zuſtändig⸗ 
keit deſſelben zu beeinfluſſen, über den Antrag Richter⸗Karſten zur Tages⸗ 
BD überzugehen.“ 5 

5) Windthorſt den Reichskanzler zu erſuchen: „in der Zollbehandlung 
der Schifffahrt auf der Unterelbe in den zu Hamburg beſtehenden Einrich⸗ 
tungen für die Zollabfertigung nach dem Zollgebiete und in der Behand⸗ 
lung der ſogenannten Zollvereinsniederlage in Hamburg ſo lange eine 
Aenderung des beſtehenden Zuſtandes nicht eintreten zu laſſen, als die 
zwiſchen der Reichsregierung und Hamburg ſchwebenden Verhandlungen 
über den Zollanſchluß nicht zu einem endgültigen Ergebniß geführt haben.“ 

Mosle: „Der Reichstag wolle beſchließen: in der Erwägung, daß 
es dringend wünſchenswerth iſt, daß der behufs Verwirklichung des erſten 
und Hauptſatzes des Art. 33 der Reichsverfaſſung: „Deutſchland bildet 
ein Zoll: und Handelsgebiet, umgeben von gemeinſchaftlicher Zollgrenze“ 
notwendige, in der Art der Verwirklichung durch den Art. 34 vorgeſehene, 
Selen der Hanſeſtädte Bremen und Hamburg in die gemeinſchaftliche 
Zollgrenze, baldthunlichſt zur Ausführung gelange, und in der zuverſicht⸗ 
lichen Erwartung, daß der Herr Reichskanzler einerſeits und die Senate 
der beiden Hanſeſtädte andererſeits ernſte Sorge tragen werden, dieſen 
Wunſch des Neichstages auf reichsverfaſſungsmäßigem und bundesfreundlichem 
Wege ſo raſch zur Erledigung zu bringen, wie die in Betracht kommenden 
ſehr gewichtigen und möglichſt zu ſchonenden, in der geſchichtlichen Ent: 
wickelung unſeres Vaterlandes begründeten Verhältniſſe, welche den gegen⸗ 
wärtig beſtehenden anomalen Zuſtand hervorgerufen haben, es nur irgend 
geſtatten, geht der Reichstag über den Antrag Richter⸗Karſten und übe 
den Antrag Ausfeld zur Tagesordnung über.“ * 

Abg. Mosle: Seit vorgeſtern ift, wie ich zwar nicht officiell, aber doch 
aus ſehr guter Quelle weiß, ein Ereigniß eingetreten, welches auf unſere 
Debatte beſtimmend eingreifen muß. So viel ich weiß, iſt vorgeſtern der 
Präliminarvertrag zwiſchen den Bevollmachtigten Hamburgs und dem 
Reichskanzler unterzeichnet worden. (Hört! rechts.) Ich bin natürlich kein 
officieller Vertreter weder des Herrn Reichskanzlers noch des Hamburger 
Senats, aber die Sache iſt allgemein bekannt und muß, da ich eben der 
erſte bin, der in dieſer Sache das Wort 62 1 5 doch nothwendig erwähnt 
werden. Am 10. April 1879 ſprach die „Weſer⸗Zeitung“ folgende auf die 
heutige Situation paſſende Worte aus: „Wenn es ſich lediglich um ein 
Urtheil in Sachen politiſcher Taktik handelte, ſo würde man des Reichs⸗ 
kanzlers Lob, ja ſeine Bewunderung nicht zurückhalten. Wir müſſen ein⸗ 
räumen, daß Fürſt Bismarck die Menſchen und die Dinge mit einem 
Hecht an beurtheilt, die nde Motive und Intereſſen mit einem 
Geſchick in Bewegung ſetzt, die widerſtrebendſten Kräfte mit einer Energie 
in ſein Joch geipannt hat, wie man es nur je den 1 Staats⸗ 
männern hat nachrühmen können. Was uns undenkbar vorkam, erſchien 
ihm Spiel; er hat es unternommen, er hat es durchgeführt und das Un⸗ 

laubliche, jetzt iſt es Ereigniß. Er hat in allen Stücken Recht behalten, 
eine Rechnung ſtimmt, wir haben uns geirrt, wir haben die Größen, mit 
denen wir zu operiren gedachten, aberſchaßzl. Wo wir Ziffern zu ſehen 
glaubten, ſtanden oft Nullen. Wenn folder Irrthum ſchimpflich iſt, To 
müſſen wir uns ſchämen.“ Der Erfolg der Verhandlungen mit dem Senat 
von en verdient ſolche Erwägungen. 1015 wende mich nun zu der 
vorgeſtrigen Verhandlung. Der Herr Abg. Richter hat darin Recht, daß 
dieſe Frage keine Frage des Freihandels oder Schutzzolles iſt und daß die 
nationale Geſinnung der Hamburger Bürger nicht unzweifelhaft iſt, daß 
ihre Treue im Jahre 1813, ihre Opferbereitwilligkeit von 1870 unvergeſſen 
bleiben muß, daß ihr wohlverdienter Ruhm, die Stellung Deutſchlands im 
Welthandel an erſter Stelle begründet zu haben, eine kühne und glückliche 
Vorkämpferin für die deutſchen Intereſſen in allen Welttheilen geweſen zu 
Er bon 9 5 und Nachwelt ſtets willig und bewundernd anerkannt 

erden muß. 

Auch der Ruhm, mit der Eröffnung der Verhandlungen über den Ein⸗ 
Walt in den Zollverband, und, wie es jetzt ſcheint, den Abſchluß eines 

räliminarvertrages, ſeitens des Hamburger Senats und feines äaͤlteſten 
Unterhändlers, Dr. Versmann, deſſen echt nationale Geſinnung ſich wiederum 
dabei Dube hat, vorgegangen zu ſein, muß anerkannt werden, auch von 
der Schweſterſtadt Bremen, welche ſich diesmal hat überflügeln laſſen. Auch 


ligkeit, an Opferbereitwilligkeit denen Hamburgs nicht nach, und die Zahl 
derer, welche in meinem Wahlkreiſe für den Eintritt der beiden Hanſeſtädte 
in den Zollperein ſtimmen werden, iſt weit größer als die Zahl derjenigen, 
die in Hamburg daſſelbe erſtreben. Ich 1 ao poſitiv, daß der Bremer 
Senat ebenfalls in Unterhandlung mit dem Reichskanzler und der Reichs: 
en ſteht; hoffentlich wird dieſelbe zu einem ſegensreichen Abſchluß 
führen. Womit will aber Herr Richter beweiſen, daß die Anträge des Herrn 
Reichskanzlers im Bundesrath eingebracht ſeien nicht um ihrer ſelbſt willen, 
ſondern um einen Druck auszuüben auf die freie Entſchließung Hamburgs 
in Bezug auf die Einverleibung in den Zollverdand. Hat nicht der Herr 
Reichskanzler eine ganz andere, rein ſachliche Begründung für ſeine An⸗ 
15 a Ne e Es iſt ein Glück für den Herrn Abgeordneten, daß 
er Herr Reichskanzler und der Bundesrat mic bier anweſend iſt Oho! 
au Lachen links), er würde ſonſt wahrſcheinlich ſehr heimgeleuchtet worden 
SUR: Ah! im Centrum. Bewegung. Lachen links.) Daß die Kronrechte 
ven Fallen; wie Richter ſagt, um kein Titelchen u und ehrwürdiger 
1 das Recht eines ſolchen Einzelſtaates, iſt niemals bezweifelt worden. 
der ee Reichskanzler hat ja im vorigen Jahre das garantirte Recht 
faſſu reihafenſtellung der Hanſeſtädte auf Grund des Artikel 34 der Ver⸗ 
April 4801 dt, deen de während die Abgg. Hänel und Lasker im 
ſerbatt 1 nachgewieſen haben, daß Artikel 34 keineswegs ein ſolches Re⸗ 
5 gebe, wie die Reſervatrechte von Baiern und Würtemberg, welche 

f ber de . Derpargingen. Nun frage ich: wer ift denn jetzt der Be: 
Haufe er Reichsverfaſſung und der Schwachen? Die linke Seite des 
oder der Reichskanzler. (Obo! und Lachen links) Ebenſo uner⸗ 


\ 


Bremens stehen an nationalem Sinne, an kaufmänniſcher Tüch⸗f 


wieſen iſt die Behauptung Richters, daß der Antrag auf Einverleibung 
St. Paulis ein offener Angriff auf das verfaſſungsmäßige Recht Hamburgs 
ſei, während die jetzigen Anträge von hintenherum das Recht Hamburgs 
inhaltslos und kraftlos machen und die Stadt zwingen wollten, ihr Recht 
ſelbſt an den Reichskanzler auszuliefern. Der Herr Reichskanzler hat ſtets 
mit offenem Viſir gekämpft. Erinnern Sie ſich des Tages, an dem er das 
Tabgksmonopol als fein Ideal deklarirte, während neben ihm der Finanz⸗ 
miniſter Camphauſen, der als der Beſchützer der liberalen Ideen, als ein 
Freihändler, der gegen das Tabaksmonopol ſei, angeſehen wurde und doch 
am anderen Tag aus der Taſche ein Papier zog, mit welchem er bewies, 
daß er ſchon bor einem Jahre das Tabaksmonopol als das Richtige 
empfohlen habe. Die Bürgerſchaft Hamburgs und der Hanſeſtädte faßt die 
betreffenden Anträge des Herrn Reichskanzlers anſcheinend als Preſſion 
auf, vergißt aber, daß der Herr Reichskanzler ſchon im Mai 1879 in 
bundesfreundlichſter Weiſe bei beiden Senaten hat anfragen laſſen, ob ſie 
nicht geneigt ſeien, ihre Freihafenſtellung, die einen vorübergehenden Cha⸗ 
rakter habe, aufzugeben. Ich betrachte die geſtern abgeſchloſſenen Verhand⸗ 
lungen als eine Folge dieſer Aufforderung, und die Bürgerſchaft Hamburgs 
und Bremens wird ſehr bald ihre Beſorgniß vor Preſſionen aufgeben und 
einſehen, daß der Herr Reichskanzler es mit ihr wohl will. Ich meine, der 
Reichstag, welcher in ſeiner überwiegenden Majorität den Einſchluß der 
Hanſeſtädte will, muß im Gegentheil im Sinne des Herrn Reichskanzlers 
auf die Städte einzuwirken ſuchen, er macht ae ſeh den Städten einen 
lech fe natürlich wegen der ſchwierigen Verhältniſſe ſehr ſchweren Entſchluß 
eichter. 

M. H.! Ich habe jetzt ſeit 10 Jahren die Ehre, Mitglied dieſes hohen 
Hauſes zu ſein, ich habe ſtets die deutlichſten Zeichen davon empfunden, 
daß der Reichstag in ſeiner Majorität den Einſchluß der Hanſeſtädte will, 
und die Oſtſeeſtädte riefen bis 1879 wenigſtens am allerlauteſten nach 
dien Einſchluß. Ich habe als Bürger eines der Freihäfen häufig über 
dieſe Aeußerung gewiſſermaßen das Gefühl eines Paria gehabt, ich mußte 
mir ſagen, daß der Reichstag und das Volk, daß die Oſtſeeſtädte Recht 
hatten, denn es kann gar nichts Verkehrteres geben, als wenn ein großes 
Land ſeine heiden einzigen Gen Seehäfen wirthſchaftlich von ſich ab⸗ 
ſchließt und fie ausſchließt. it dem Abſchluß der Verhandlungen ſeitens 
des Senats iſt die Frage nicht gelöſt. Wir leben in Bremen und Ham⸗ 
burg in republikaniſchen Verhältniſſen, die Bürgerſchaft hat ihr verfaſſungs⸗ 


mäßiges fiat zu geben und wenn ſie das nicht thut, kann aus der Sache 


nichts werden. Es iſt deshalb mit dem Präliminarvertrag mit Hamburg 
— mit Bremen iſt es noch nicht ſo weit — nur der erſte Schritt geſchehen. 
Gerade der Herr Abg. Richter und ſeine Parteigenoſſen ſind es geweſen, 
die nichts weniger als Sympathie mit den Freihäfen bekundet, das Zoll⸗ 
averſum zu einer unerſchwinglichen Höhe heben wollen, die den Abge⸗ 
ordneten für Hamburg, Möring, zu der Aeußerung veranlaßt haben, man 
ſcheine es zu lieben, den braven Hanſeſtädten etwas am Zeuge zu flicken. 
Auch hier bei den Averſen iſt der Reichskanzler der Schützer der Hanſe⸗ 
ſtädte geweſen, der es verachtet hat, durch die Normirung eines hohen 
Aperſums die Freihäfen in das Zollgebiet hineinzupreſſen. Später hat der 
Abg. Richter allerdings bekannt, jetzt würden die Hanſeſtädte von anderer 
Seite genugſam gequält. . H., ich kann den braven Hanſeaten nicht 
empfehlen, mit er rittspartei zu gehen. (Heiterkeit links.) Nein, ſie 
können ſich mit viel größerer Sicherheit auf den Herrn Reichskanzler ver⸗ 
laſſen, der ift ihr wahrer Freund, der iſt der wahre Schützer der Schwachen, 
der de Geiterkeit links.) 
Auch die neue Wirthſchaftspolitik wird die Wohlfahrt der Hanſeſtädte 
fördern, ebenſo wie die Poſtſubvention und den Unterſcheidungszoll, aber 
der Reichskanzler hat bei dieſen Sachen mit Kurzſichtigkeit und Störrigkeit 
zu kämpfen. In meinen Verhandlungen mit dem Herrn Reichskanzler über 
bon Hunde des Unterſcheidungszolles und andere Maßregeln zum Schutze 
von Handel und Schifffahrt ſchrieb mir der Herr Reichskanzler: Ich habe 
den Eindruck, daß die Haltung der Intereſſenten im Augenblick nsch durch 
fremde — fremde unterſtrichen — Einflüſſe, ſeien es politiſche, ſeien es 
materielle, beeinflußt wird; für jeden beſtimmten Vorſchlag aus ſachkundigen 
Kreiſen, welcher unſere Geſetzgebung dem von mir angedeuteten Ziele näher 
führen kann, werde 00 ſehr dankbar ſein.“ Ich engagire von dieſer Stelle 
meine hanſeatiſchen Mitbürger, ihre Vorſchläge und Wünſche dem Herrn 
Reichskanzler vorzutragen, ſie können ſicher ſein, daß er ſie berückſichtigen 
wird, fo weit fie es verdienen. (Heiterkeit links.) Ja, daß er ſie berück⸗ 
ſichtigen wird mit beſonderer Vorliebe, mit dem Wohlwollen für Handel 
und Schifffahrt, das ihn ſtets ausgezeichnet hat. Dem Abg. Wolffſon will 
ich auf das juriſtiſche Feld nicht folgen, es ſcheint mir auf ſeinen Beweis⸗ 
ſtücken der Actenſtaub fingerdid zu liegen. Es hat mich befremdet, daß er 
für die Auslandsqualität der Unterelbe plädirt; der Mündung dieſes 
großen, ſchönen, geſegneten deutſchen Fluſſes die Auslandsqualität zu 
vindiciren, iſt wahrlich zum mindeſten eine undankbare juriſtiſche Aufgabe. 
England hat allerdings zur Ablöſung des Stader Zolles eine Million 
Thaler gezahlt, aber ein Recht, über die Verhältniſſe auf der deutſchen 
Unterelbe mitzuſprechen, kann England hieraus doch nicht deduciren. Der 
Herr Abg. Wolffſon ſagte dann, die Bevölkerung Hamburgs ſieht in dieſem 
Verſuch, St. Pauli auszuſchließen und Altona einzuſchließen, in dem Ein⸗ 
chluß der Unterelbe und den Moleſten in Bezug auf den Viehmarkt, in 
ezug auf die Aufhebung des Zollamtes der Zollvereinsniederlage ein 
Reuthe Syſtem von Maßregeln, die darauf berechnet ſind, Hamburg in eine 
othlage zu bringen. q 
Ferner: ob dieſe Stimmung der Hamburger Bevölkerung mit Recht oder 
Unrecht ſich dahin gewandt habe, wolle er dahingeſtellt fein laſſen. Das klingt 
doch ganz anders, als die Ausführungen des Abg. Richter, und ich meine, 
die Hamburger und Bremiſche Bevölkerung ſchiebt mit Unrecht den An⸗ 
trägen des Herrn Reichskanzlers nicht wohlwollende Ziele unter. Daß 
früher eine günſtigere Stimmung für Zollanſchluß beſtanden hat, ist richtig, 


während jetzt ſogar 85 95 „Weſer⸗Zeitung“ ſich dazu verſtiegen hat, von il 


Hanſeatenhetze zu ſprechen. Ich kann aber doch nicht in den Beifall ein- 
timmen, den der Herr Abgeordnete gefunden hat, als er ſagte, „es fühlt 

eder den Druck, dem er glaubt mit Manneskraft entgegentreten zu müſſen 
und es blutet uns das Herz.“ Die Bevölkerung iſt in vollſtändigem Irr⸗ 
thum begriffen, ſie irrt hi in ihren Freunden und Feinden. Ich meiner- 
ſeits rufe den braven Hanſeaten von dieſer Stelle zu: „ſeid ruhig, Bürger 
cen rg es iſt euer beſter Freund, der alte bewährte Freund des deut⸗ 
chen Volkes, der, getragen von dem Vertrauen unſeres Kaiſers, Hand an⸗ 
legt an eine wirthſchaftliche Anomalie, es iſt der alterfahrene, äußerſt ge⸗ 
chickte geniale Arzt, der mit ſcharfem Meſſer in die Wunde ſchneidet und 
19 nicht ſcheut, dem Patienten Schmerzen zu bereiten. Er iſt feine Gr: 
folges gewiß und er iſt auch gewiß, daß der Patient ihm Dank 0 wird.“ 
Wir haben es erlebt und werden es wieder erleben. Die Hanſeſtädte wer⸗ 
den nach einigen Jahren gar nicht mehr wiſſen, weshalb ſie ſo lange 
herausgeblieben ſind, die Kaufleute ſind nicht immer gleich bei der Hand, 
um ihren eigenen Vortheil richtig zu erkennen. Meine Vaterſtadt hat das 
Glück gehabt, einen genialen Bürgermeiſter, den Bürgermeiſter Schmidt, zu 
haben, der die Gründung von Bremerhaven vorgenommen hat. 

Die Kaufmannſchaft, die Rheder Bremens haben zwei Jahre lang dem 
Bürgermeiſter Oppoſition gemacht, als der Hafen ſchon eröffnet war, haben 
ſie ihre Schiffe vor dem Hafen liegen laſſen, weil ſie nicht in den Hafen 
hineinwollten, und dieſe Einrichtung für eine falſche Maßregel hielten und 
erſt ein amerikaniſches Schiff von jenſeits des Oceans hat den Bremern 
den Weg zeigen müſſen. Erſt von dem Augenblick an haben ſie den Hafen 
benutzt und jetzt danken ſie niemand mehr als dem großen Bürgermeiſter. 
Ein anderes Beiſpiel. Auf meine Broſchüre über den Unterhaltungszoll hat 
die Handelskammer in Köln eine Denkſchrift veröffentlicht mit dem Urtheil 
verſchiedener Kaufleute über dieſe Frage. Da jest zuletzt einer der Kauf: 
leute, wahrſcheinlich ein Colonialwaarenhändler, folgendes: Die jetzigen 
Verhältniſſe ſind mir angenehm und es würde mir unbequem ſein, mich in 
die neue Lage hineinzufinden, die der re jedenfalls herbei: 
führen müßte. Ich erinnere Sie daran, wie oft Maßregeln des Reichs⸗ 
kanzlers falſch und 1 beurtheilt ſind, wie oft die Zeitungen und wir 
ſelbſt uns haben ſagen müſſen, er hat doch wieder den richtigen Weg ge⸗ 
wählt. Wie ganz anders beiſpielsweiſe hat derſelbe Verfaſſer, von dem ich 


Ihnen heute eine Stelle vorgeleſen habe, im Juni 1866, vor Ausbruch des 
Schluß h 8 Krieges über den Grafen von Bismarck geſchrieben! (Ruf: 
Schluß! 
bald ich zu Ende bin. Ich vertrete hier das Recht meiner Wähler. als der 
berufene Vertreter der Majorität der Bremiſchen Wählerſchaft und Bevöl⸗ 
kerung. In meinem Heimathskreiſe iſt der ganze Kern der Bevölkerung 
auf unſerer Seite und theilt meine Anſicht. Es iſt eine Fabel, daß die 
Kaufmannſchaft dort nicht mit meinen Anſichten übereinſtimmt. Auch der 
Mittelſtand, die Handwerker und Detailliſten ſind auf meiner Seite, und 
ich lechze danach die Wahlſiege in meinem Kreiſe gegen meine Gegner noch 
einmal zu gewinnen, ich werde mit dem vollſten Vertrauen daran gehen. 
In meiner Vaterſtadt hat die Erklärung des Abg. Dr. Delbrück, daß er 
den Eintritt der Hanſeſtädte in den Zollverein wünſche, eine ſehr wohl⸗ 
thätige Folge gehabt. Viel wohlthätiger noch wird es wirken, wenn der 
Reichstag in dem jetzigen Stadium, wo gerade die Bürgerſchaft beſchwichtigt! 
werden muß, ſeinerſeits die Meinung ausſpricht, daß der Eintritt der 
Hanſeſtädte in den Zollverband nothwendig iſt. Auch 3 
ſchaftspolitik macht das nothwendig. Es erſchwert den Eintritt allerdings, 
daß eine ſo große Zahl von Zollpoſitionen jetzt zu beobachten find, aber 


wenn die Politik durchgeführt werden ſoll, dann müſſen die Hanſeſtädte ein⸗ 


36 will den bg. Braun bemerten, daß ud schen were e 


die veränderte Wirth⸗ 


treten. Die „Germania“, das Blatt des Centrums, wenn ich nicht irre 3 


Heiterkeit), hat in dieſen Tagen einen Artikel gebracht über die Hamburger 
Frage, worin ſie ſagt: Die liberalen Parteien haben die Pflicht, in dieſer 
Frage die Initiative zu ergreifen und die Führerſchaft zu übernehmen. Ich 
bin auch der Meinung, vaß in dieſer Frage, wo es ſich um Bürgerſchaften 
handelt, die durchweg nationalliberal geſinnt ſind, die Partei, welche ſie 
hauptſächlich vertritt, die Führerſchaft übernehmen muß, daß ſie ſich nicht 
ſcheuen muß, mit Nachdruck ihre Meinung zu erklären. Die „Nation.⸗Z.“ 
vom 20. Mai c. hat mir in dieſer Beziehung weit weniger gefallen, wenn 
ſie ſchreibt, es ginge jetzt eine Mittheilung durch die Zeitungen, daß die 
nordiſchen Königreiche Dänemark, Schweden und Norwegen damit umgingen. 
Freihäfen bei ſich einzurichten, um den nordiſchen internationalen Handel 
Hamburgs nach dieſen Freihäfen hinzuziehen. Nun etwas Verkehrteres, 
etwas Falſcheres kann es doch gar nicht geben. Der nordiſche Handel ift 
eben der Handel mit Dänemark, Schweden und Norwegen und die Waaren, 
die dieſer nordiſche internationale Handel Hamburgs vertreibt, ſind die 


Waaren, die fel Dänemark, Schweden und Norwegen beſtimmt ſind. Und 

ollten für dieſe Wagren, die fie ſelbſt conſumiren wollen, bei 
ih Freihäfen errichten?! Die „National⸗Zeitung“ ſpricht da etwas nach, 
was ſchon ſehr häufig in das Volk geworfen iſt, als ob der internationale 
Handel einer großen Handelsſtadt irgend etwas mit dem Zollanſchluß zu 


dieſe Länder 


thun hätte. 


Iſt denn nicht der internationale Handel Hollands und Englands, der 


Handel von Amſterdam und Rotterdam, von London und Liverpool, vonn 


Antwerpen — iſt es nicht gerade der internationale Handel dieſer Handelde - 


ſtädte, der uns in den Hanſeſtädten die che ene Concurrenz macht, von 
dem ich nachgewieſen habe, daß er das deutſche Conſumtionsland in einem viel 
größeren Betrage mit 
außereuropäiſchen Ländern verſorgt, als Hamburg und Bremen das thun. 


Solche Argumente machen auf den oberflächlichen Leſer einen ſehr großen 
Eindruck, er glaubt, es ſteckt etwas dahinter, aber wenn man etwas näher 
Ich weiß nicht, ob es auch die 
„National⸗Zeitung“ war, aber eine Zeitung ſagte, daß die Hauptaufgabe 
der wirthſchaftlichen Reform der Schutz der Schwachen geweſen ſei, und 


hinſieht, iſt es nichts als lauter Wind. 


knüpft daran an, daß anſcheinend das ſchwache Hamburg nun ſo gepreßt 
würde. Auch dagegen muß ich Widerſpruch erheben, die Hansea der 
wirthſchaftlichen Reform iſt nicht der Schutz der Schwachen, das iſt nur ein 
Moment dieſer Aufgabe, ſondern die Hauptaufgabe iſt das Hervorrufen 
eines nationalen Geiſtes im Handel und Verkehr, eines Geiſtes, wie ihn. 
England, Frankreich, Rußland, Belgien und Holland bis zum Exceß haben. 


Colonialwaaren, mit Erzeugniſſen aus anderen 2 


Ohne den wirthſchaftlichen Anſchluß der Hanſeſtädte kann aber der nationale 


ne in Handel und Verkehr in Deutſchland abſolut nicht 
o lange ji 
Körper ausſchließen, können ſie keinen wirthſchaftlichen Abſchluß in Betreff 


latz greifen; 


dieſe beiden erſten Seehandelsplätze von dem wirthſchaftlichen 


der Zollpolitik, der Zollgeſetzgebung, der Zollordnung und Zollregulative 2 


treffen, die von allen Seiten gewürdigt werden. Das Moment, welches die 


beiden Hanſeſtädte hineinzuwerfen haben, iſt ein ſehr wichtiges und ent⸗ 
Mit Sammethandſchuhen kann man dergleichen 
N } Ich erinnere daran, wie mit Recht Herrn von 
Bennigſen ein entſchiedenes und großes Verdienſt dafür zuerkannt wird, 
daß er im Nationalverein von 1866 die Führung übernommen hat, aber, 
meine Herren, wie lange würde es gedauert 115 bis auf dem Wege 
des Nationalvereins die Nation zu ſolchem Reſultat gekommen wäre, wie 
jetzt durch Blut und Eiſen 1866? Nein, es iſt keine Redensart, es geht 


ſcheidendes Moment. 
Fragen nicht anfaſſen. 


nicht mit der Hin⸗ und Herſchwankenspolitik, praktiſche Erfolge verlangen 
ein feſtes Rückgrat und einen feſten decidirten Willen. 1 

Ich will jetzt meinen Antrag näher motiviren. Ich ſetze voraus, daß 
der Wunſch, die Hanſeſtädte in dem Zollverbande zu ſehen, feſtſteht. Meiner 


Anſicht nach iſt der, welcher in dieſer Lage überhaupt der Belehrung noch 


bedarf, der Belehrung überhaupt nicht mehr zugänglich; nachdem ſie ſchon 


lange brennend geweſen iſt, muß meines Erachtens kun Reichstags⸗ BE 


abgeordnete über die Frage ſchlüſſig geworden fein. Mathematiſch beweiſen 
laſſen ſich die Vortheile und Nachtheile überhaupt nicht, das aber läßt ſich 
beweiſen, daß der Ausſchluß der Hanſeſtädte auf die Dauer den ungeſunden 
Zustand unſeres wirthſchaftlichen Körpers immer weiter vermehren muß; 
je länger der ache aufgeſchoben wird, deſto ſchwieriger wird derſelbe; 
wäre es früher geſchehen, als die Herren auf der linken Seite Luſt hatten 
dafür einzutreten, wäre es den Hanſeſtädten viel leichter geworden. Jetzt 
ſoll es gegen ihren Willen vor ſich gehen, und es wird ihnen ſchwer genug 
werden, ſie bedürfen der Ben Unterſtützung der Reichsregierung und 
eitens des Reichstags der Bewilligung der Mittel und Gewährung der für 
ihren Handel nothwendigen Erleichterungen. Meine Herren! Die Frei⸗ 
hafenſtellung der Hanſeſtädte iſt ein gemeinſchädliches Monopol, iſt ein 
Ueberbleibſel längſt vergangener Zeit, ein Privilegium, wel 
ſammtintereſſen Deutſchlands ſchädigt. Die Hanſeſtädte haben von Anfang 
ihrer Geſchichte an immer mit Monopol und Privilegien gearbeitet, und 
wenn diesmal ein halbes Abkommen getroffen wird in Betreff dieſes Privi⸗ 
legiums und des Monopols, wenn die Erleichterungen, welche Hamburg 
und Bremen gewährt werden, nicht auch den Oſtſeeſtädten zukommen, würde 
ich das lebhaft beklagen. Die Emshäfen ſowohl wie die Oſtſeeſtädte müſſen 
concurrenzfähig mit den Hanſeſtädten gemacht werden, was ſie jetzt nicht 


es die Ge⸗ 


find, und in freieſter Concurrenz muß dann ein edler Wettſtreit zwiſchen 1 


ihnen entſtehen, der beiden Theilen Nutzen ſchafft. 
Auch die Binnenſtädte müſſen, ſoweit es die Lage erlaubt, ſich an dem 
Seegroßhandel betheiligen können. 


Schon jetzt und in neueſter Zeit iſt in 


Mannheim eine ſehr thätige Kaufmannſchaft, die weitverzweigte Verbin ? 


dungen nach Oſtindien, Amerika, China und Auſtralien hat; es iſt viel be⸗ 
deutender, wie man im Allgemeinen glaubt, was von Mannheim aus direct 
von anderen Welttheilen an Colonialproducten bezogen wird, und womit 
von Mannheim aus der ganze Rhein bis Köln hinauf und den Rhein 
wieder herunter die Städte verſorgt werden, auch dieſer Handel muß ge⸗ 
[übt 11 0 . 0 l in che Jo ich 5 
ſtädte an den Zollverein ſpreche, jo vertrete ich reichsverfaſſungsmäßig nicht 
hanſeſtädtiſche oder Bremiſche Intereſſen, ſondern das Ange 15 ge⸗ 
ſammten deutſchen Volkes (Unruhe), ja meine Herren, deſſen Vertreter wir 
hier ſind. Aber ich bin mit der Majorität meines Wahlkreiſes dennoch in 
bollftändiger Uebereinſtimmung, und ich freue mich deſſen, denn ich habe 
ſie natürlich nicht minder zu vertreten und habe in der langen Zeit meiner 


hier für den Anſchluß der Hanſe⸗ i 


Reichstagsthätigkeit faſt niemals etwas anderes vertreten, als die Intereſſen N 


meiner Vaterſtadt, don welcher ich die Liebe und Achtung mit der Mutter- 
milch eingeſogen habe. Ich bin ſtolz darauf, ein Hanſeat zu ſein und habe 
das ſtets bethätigt. Ich habe ſelbſt in fernen Welttheilen für den Handels⸗ 
ruhm der Hanſeſtädte gewirkt und gearbeitet als ein Handelspionnier, und 
wenn mich der Reichstag jetzt nicht unterſtützt, wenn er ſeinerſeits zurück⸗ 
hält in der officiellen Forderung, wenn er nicht in ſeiner Majorität aner⸗ 
kennt, daß es wünſchenswerth iſt, die Hanſeſtädte dem Zollverein anzu⸗ 


\ 


frage oder eine Frage der Geſetzgebung iſt, 


nicht verübeln, wenn ich ſie zur eigenen Information an ihre Vorgeſchichte 


ließen, gut, m. ., wenn ich n i 
nt Buufgeben und mein Handwerk wieder treiben, das iſt beſſer, als 
Am Reichstage zu ſitzen, wenn man niemals zu Erfolgen kommt. 

Ich verlange in meinem Antrage weiter nichts, als eine reichsverfaſ⸗ 
ſungsmäßige bundesfreundliche Verhandlung zwiſchen Senat und Reichs⸗ 


und wenn ich dieſe Forderung ſtelle, obgleich der Hamburger 
Vertrag abgeſchloſſen haben ſoll, fo geſchieht es, um auf die 
Bürgerſchaft der beiden Städte zu wirken. Nimmt der Reichstag meinen 
Antrag an, jo wird ſich die Frage des Anſchluſſes der Hanſeſtädte in an⸗ 
genehmſter Weiſe löſen und die Herren werden zufrieden fein und ebenſo 
der Reichstag, daß der Anſchluß der Hanſeſtädte nicht allein durch den 
Reichskanzler fertig geworden iſt, ſondern daß er auch, wie es ſeine Pflicht 
iſt, ſein Wort dabei geſprochen hat. Es iſt nothwendig, daß der Reichstag 
Stellung zu der Frage nimmt, ob die Hanſeſtädte anzuſchließen ſind oder 
nicht, denn ſonſt laſſen wir den Reichskanzler allein die Politik treiben, die 
doch auch uns auf das allererſte intereſſirt. Ich bitte Sie, meinen Antrag 
anzunehmen und die Beſchwichtigungsanträge der Abgg. Marquardſen und 
Dr. Windthorſt zurückzuziehen oder dafür für meinen Antrag zu ſtimmen. 
Ich bitte auch den Abg. v. Minnigerode, deſſen Antrag in der Prioritäts⸗ 
frage mit dem meinigen concurrirt, mich thunlichſt zu unterſtützen. M. H.! 
Die Bürgerſchaften von Hamburg und Bremen unterſtützen ihre Unter⸗ 
händler, den Senat, der hier mit dem Reichskanzler unterhandelt, indem ſie 
Durch ihre Haltung den Forderungen der Seuatscommiſſare den nöthigen 
Nachdruck geben. Ich meinerſeits fordere den Reichstag auf, auch ſeiner⸗ 
ſeits ſeinen Unterhändler, den Herrn Reichskanzler zu unterſtützen und zu⸗ 
gleich dadurch auf das allerſegensreichſte auf die Anſicht und die Meinung 
der Bevölkerung der Hanſeſtädte zu wirken. Ich bitte Sie, meinen Antrag 
anzunehmen. (Beifall rechts! Ziſchen links.) 5 N 
Abg. Marquardſen: Der Herr Vorredner hat meinen Antrag einen 
Beſchwichtigungsantrag genannt; wenn er damit hat ſagen wollen, er ſei 
ein Weg zum Frieden, fo hat er Recht. Unſer Antrag iſt rechtlich und 
materiell wohl begründet. Niemand wird dem Reichstag das Recht be⸗ 
ſtreiten wollen, über wichtige Angelegenheiten der Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung ſein Votum abzugeben, in welchem Stadium es ſei. Dies thun 
wir hier in einer Frage, deren Zuſtändigkeit, ob ſie eine reine Verwaltungs⸗ 
i zweifelhaft fein mag. 
meinerfeit8 glaube, daß es ſich hier um einen Act handelt, welcher zur 
Fompetenz des Bundesraths gehört; aber ich nehme für den Reichstag das 
Recht in Anſpruch, auch in ſolchen Fragen unſere Hoffnungen und Be⸗ 
fürchtungen zum Ausdruck zu bringen. In materieller Beziehung halten 
wir die Aufhebung des Hauptzollamtes und der Zollniederlage für eine 
ſchwere Schädigung des deutſchen Handels und Verkehrs für Hamburg und 
außerhalb. ee Verkehr ſoll nicht für kurze Dauer geſtört werden, ſon⸗ 
dern für unabſehbare Zeit, denn dem jetzigen Proviſorium ſoll ein neues 
folgen, bis die neue Organiſation eintritt. Mit der Mißbilligung dieſer 
Verhältniſſe iſt keineswegs der Frage präjudicirt, wie der Einzelne zum 
Anſchluß der Hanſeſtädte ſtehe. Auch von verſchiedenem Standpunkte aus 
muß man zu dem Reſultat kommen, daß über Hals oder Kopf hier nichts 
geändert werden muß. Auch für den Fall des Zuſtandekommens des Prä⸗ 
liminarvertrages wäre die Formulirung unſeres Antrages am Platze, weil 
er über dieſe Frage hinausgreift. Ueber die Frage der Unterelbe haben wir 
uns nicht ausgeſprochen. . 
Wir ſtehen hier auf demſelben Standpunkt, den am Schluß der vorigen 
Seffion der Reichstag eingenommen hat; wir find für ein non liquet und 
glauben, daß nach eingehenderen Unterſuchungen eine ſtärkere Ueberzeugung 
nach der einen oder anderen Seite ſich Bahn brechen wird. Es thut mir 
leid, ſagen zu müſſen, daß die Argumente meines Freundes Wolſſon mich 
in dieſer Beziebung zu überzeugen nicht vermocht haben. Mit Unrecht hat 
er aus der Ablehnung der Art. 34 und 37 geſchloſſen, daß die dafür ſtim⸗ 
mende Mehrheit im Rechtsprinzip feiner Meinung war. Auch, bezüglich der 
Verlegung der Zollgrenze von e nach Hamburg bin ich anderer 
Anſicht. Viel einfacher liegt die meinem Antrage unterbreikete Frage, ob die 
Anträge im Bundesrath die Intereſſen Hamburgs und Deutſchlands ſchädigen. 
Es iſt eine ſchlechte Politik, feinen Gegner, den man verwunden will, jo zu 
treffen, daß man in ſein eigenes Fleiſch ſchneidet. Verhüten wir alſo einen 
Conflict mit Hamburg, ſo handeln wir auch im Intereſſe Deutſchlands. 
Kommt der Anſchluß Hamburgs nicht zu Stande, ſo zweifle ich nicht, daß 
das Reſultat ein willkommenes ſein wird. Einſtweilen empfehle ich Ihnen 
meinen Antrag um des Friedens willen. Aus gleichem Grunde werden wir 
eventuell, wenn meine politiſchen 9170 auch bezüglich der Frage der 
Unterelbe nicht einig find, für den Windhorſtſchen Antrag ſtimmen. ! 
Abg. v. Minnigerode: Der Antrag Ausfeld unterſcheidet ſich darin 
ſehr vortheilhaft von dem Antrag Richter, daß er uns überhaupt in die 
Lage ſetzt, über ihn im ſtrengen Sinne discutiren zu können. Er ſtellt das 
Princip glatt hin, das vor Allem von dem Abg. Delbrück hier vertreten 
wurde, deſſen Name zur Zeit unter dem Antrage fehlt. Die Anhänger 
dieſes Princips ſagen: wir wollen den beſtehenden Zuſtand ändern und 
dieſem Wunſch mit der Autorität des Reichstags Nachdruck und Folge 


regierung, 
Senat den 


geben. Indem fie die Veränderung der Zollgrenze auf der Elbe nur bei] f 


Uebereinſtimmung von Reichstag und Bundesrath für zuläſſig halten, igno⸗ 
riren ſie die hiſtoriſche Entwickelung auf dieſem Gebiet, ich weiſe auf die 
Vorgänge bei Ba der Zollgrenze von Wittenberge bis oberhalb 
Hamburg hin, auf die Veränderung der Freihafenſtellung von Brake und 
die Einbeziehung Lauenburgs in den Zollverein. Der Reichstag war mit 
dieſer Veränderung nicht befaßt worden. Herr Lasker hat im vor. Jahre 
ausdrücklich dieſe Vorgänge anerkannt, und obwohl ſonſt in juriſtiſchen 
Dingen ein großer Freund der Präcedenzfälle in der Praxis, hat er hier 
behauptet, daß der Reichstag dabei über dieſe Präcedenzfälle ſich als gleich⸗ 
giltig weggeſetzt habe. Aber was will denn das beſtehende formelle Recht, 
das direct dem gegenüber ſtände, während gerade die Praxis abſolut in 
dieſer Form für das ſpricht, was wir als das zur Zeit geltende angeſehen 
wiſſen wollen und weshalb wir uns gegen den 9 015 Ausfeld erklären. 
Ich erinnere mich ſehr wohl, welches Schickſal die Elbſchifffahrtsgete im 
vorigen Jahre hier im Hauſe gehabt hat, muß aber doch der Anſicht des 
Abg. Wolffſon entgegentreten, als ob der Reichstag der Auffaſſung des 
jetzigen Ausfeld'ſchen Antrages ſich damals angeſchloſſen habe. Daſſelbe 
Princip wurde damals in einem Antrage der Commiſſion ausgeſprochen, 
welchen wir in zweiter Leſung mit 138 gegen 110 Stimmen abgelehnt haben. 

Der thatſächliche numeriſche Vorgang ſpricht alſo direct gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung, wenn ich auch nicht behaupten will, daß der Reichstag direct per 
majora ſich für unſere Auffaſſung entſchieden habe, daß wir ee 
bei der Verlegung der Zollgrenze nicht mitzuwirken haben. Auffällig iſt 
aber die Thatſache, die ich Grund habe, als richtig anzunehmen, daß im 
Bundesrath über dieſes Verhältniß Einmüthigkeit zu 1 ſcheint. Es 
iſt keine Andeutung in die Preſſe gelangt, daß der hanſeatiſche Vertreter 
im Bundesrath eine Sonderſtellung im Sinne des Abg. Ausfeld eingenom⸗ 
men hätte. Im Gegentheil, ich habe Grund anzunehmen, daß über die ein⸗ 
ſeitigen Prärogative des Bundesraths auf De Gebiete im Schoße des⸗ 
jelben kein Zweifel obwaltet. Ich bitte alſo, den Antrag Ausfeld abzu⸗ 
lehnen. Der Antrag Richter, der nach den erwähnten Zwiſchenfällen eigent⸗ 
lich nur noch ein hiſtoriſches Intereſſe hat, ſetzt mich einigermaßen in Ver⸗ 
a wie ich ihn fachlich discutiren ſoll. frage, iſt die Diction 
deſſelben eine Sprache für eine geſetzgebende Verſammlung? (Zuſtimmung 
bei den Deutſchconſervativen.) Iſt es richtig, in a Form eine Be⸗ 
lehrung über bundesſtaatliche Verhältniſſe und Verfaſſungsrecht eintreten 
zu laſſen? War es klug von der Fortſchrittspartei, die hier im Hauſe ganz 
iſolirt ſteht mit dieſer Auffafung, dies zu verſuchen? Dieſelbe Partei tritt 
jetzt particulariſtiſch gefärbt für das Recht eines Einzelſtaates beſonders 
lebhaft ein, die früher vom unitariſchen Standpunkte aus bemüht war, die 
Einzelrechte, z. B. in Mecklenburg, empfindlich zu kränken (Zuftimmung 
rechts) und die Beſchlüſſe des Reichstages und Bundesraths dahin zu 
drängen, daß auch Mecklenburg direct mit der Verfaſſung beglückt würde. 
Gerade die Partei, die ſich ſo ſehr ihrer Conſequenz rühmt, mag es mir 


erinnere. h Ay m 
Wie gejagt, es ift ſehr ſchwer, über den Antrag ſachlich zu discutiren. 

71 welcher Form bewegt er ſich zum Schluſſe? Er macht eine directe Unter⸗ 
chiebung, und wir würden uns, wenn wir uns ihm anſchlöſſen, auf das 
Gebiet begeben, das die Herren immer am meiſten perhorresciren, wir wür⸗ 
den über Motive abſtimmen. Herr Richter verwahrt ſich natürlich gegen 
die Auslegung, ich glaube, er gebrauchte das Wort „Unterſtellung“, die der 
Staatsſecretär v. Bötticher ſeinem Antrage gegeben hat. Er that das mit 
dem Zartgefühl, was er nach der Auffaſſung Vieler ganz hat vermiſſen 
laſſen bei der Behandlung von Perſonen 15 ſelbſt in öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen in Berlin. (Hört! hört! rechts.) Wir betrachten nach wie vor 
die vorliegende Frage als ein Internum des Bundesraths; wir wünſchen 
aber perſönlich, daß die Dinge nach t und Billigkeit unter Berückſich⸗ 
tigung aller Intereſſen zu einem glücklichen Ende geführt werden. Ein der⸗ 
ertiger Angriff aber, wie der der Sortfehritiapartei, verletzt zum mindeſten 
die Gefühle, die wir gegenüber der ſouveränen Stellung des Bundesraths 
hegen müſſen. Ich bitte nicht zu vergeſſen, daß wir im Bundesrath den 
kein en Iegallirten Vertreter der Souveränität der deutſchen Fürſten und 
freien Städie ver uns haben, was Ihnen aus Ihrem demokratiſchen Ger 


die Erfahrung mache, werde ich mein Reichz⸗ [fühl heraus nicht fa unmittelbar entgegenttitt, wie uns aus unserem 


ch Ich habe zwar auch von fol 


mo⸗ 
narchiſchen. Deshalb haben wir uns freuen müſſen über den friſchen Luft⸗ 
zug, der von Seiten des Bundesraths ausgeht gegenüber dem Verſuche, den 
der 7 Richter macht. (Heiterkeit links.) 

Der 11 macht mir den Eindruck, als ob er ein Stück Leitartikel 
wäre, das vielleicht durch den Hektographen eine falſche Beſtimmung be⸗ 
kommen hat; ein Zeitungsartikel, der ſeinen Beruf verfehlt hat und auf die 
Weiße in die Reichsdruckerei gekommen iſt. Fördert der Ton des Antrages 
etwa einen geſunden Ausgleich? Sie ſtärken weiter nichts, als die unge⸗ 
ſunden Elemente der Bürgerſchaft gegen die Beſtrebungen des Senats, und 
in Bezug auf die Wahlbewegung in Hamburg die radicalen Clemente. 
Ich ſehe in dem ganzen Vorgehen nur eine Schädigung or uch Deen 
Intereſſen. Obgleich ich anerkenne, daß die Anträge Windthorſt und Mar⸗ 
quardſen das Thema durchaus angemeſſen behandeln, werden wir doch nicht 
für dieſelben ſtimmen, weil zwiſchen den Zeilen der ben n kann, 
einen beſtimmten Druck auf den Bundesrath auszuüben. Anders ſtehen 
wir dem Antrage Mosle gegenüber, der die Sache 10 ſachlich und vielſeitig 
faber een und von fo wohlwollendem Standpunkte aus, daß mir. ber: 


uchen werden, ihm die Mehrheit zu ſichern. Was den unter meinem Na⸗ f 


men geſtellten Antrag betrifft, b hat er nur den Zweck, unſeren Stand: 
punkt gegenüber einſeitigen Auffaſſungen Richter's zu wahren, nach unſerer 


innigſten Ueberzeugung zu Gunſten des Reichstages. Wir glauben unſer 


Recht nur dann nachhaltig vertheidigen zu können, wenn wir die Rechte 
derer achten, mit denen wir zu verhandeln haben. (Beifall rechts.) Das 
iſt die beſte Schutzwehr für unſere Prärogative. Auch aus Klugheitsrück⸗ 
ſichten empfiehlt ſich Richter's Antrag in keiner Weiſe. Ich wiederhole alſo, 
damit unſer Antrag nicht mißverſtanden wird, er hat keinen anderen Zweck, 
als auf die Provocation von Seiten der Fortſchrittspartei unſererſeits die 
ſchärfſte Ablehnung zu finden, die nach der Geſchäftsordnung überhaupt 
möglich iſt. (Lebhafter Beifall rechts.) 5 
Abg. Windthorſt: Der Abg. Mosle hat feine Rede mit der Be⸗ 
hauptung eingeleitet, daß ein neues Ereigniß eingetreten ſei, welches die 
Streitigkeiten oder Meinungsverſchiedenheiten in Bezug auf den Anſchluß 
Hamburgs an den Zollverein beendige. Mir ſtehen ſolche Quellen, wie ſie 
unzweifelhaft Herrn Mosle zugänglich find, nicht zu Gebote. Heiterkeit.) 
1 Gerüchten gehört, aber officiell weiß ich 
nichts davon und da ich bei meinen politiſchen Actionen mich auf officielle 
Thatſachen zu ſtützen gewohnt bin, ſo können mich 95 90 Anführungen 
ſelbſt auf die Autorität des Herrn Abg. Mosle hin nicht abhalten, weiter 
in der Sache zu discutiren. Wäre aber in der That dieſes von Herrn 
Mosle angegebene Ereigniß, das wir ja Alle nur auf das Freudigſte be⸗ 
grüßen könnten, eingetreten, dann hätte ich erwartet, daß die Reichsregie⸗ 
rung, der nicht unbekannt ſein kann, daß dieſe Verhandlungen heute hier 
ſtattfinden, uns dann irgend welche Kunde gegeben hätte. (Sehr richtig.) 
Das hätte im Intereſſe der Sache gelegen und den Rückſichten entſprochen, 
welche zwiſchen Reichsregierung und Reichstag zu herrſchen haben. (Sehr 
wahr!) Wäre der Bundesrath hier anweſend in irgend einer Perſönlichkeit, 
ſo würde ich deshalb eine Frage an den Bundesrath ſtellen, um darnach 
zu ermeſſen, ob es ſich der Mühe lohnt, heute hier nun noch weiter zu ver⸗ 
handeln, — leider aber ſind die Bänke leer! Meine Herren, mich erfüllt 
das mit tiefer Betrübniß. Wenn Anträge Richte werden, die dem Bundes⸗ 
rath nicht angenehm ſind — und daß der Richter'ſche Antrag dem Bundes⸗ 
rath unangenehm ſein mußte, will ich gar nicht beſtreiten — dann iſt es 
ſeine Pflicht ſie hier im Hauſe zu bekämpfen — und er werde in dieſer 
Bekämpfung auch nicht allein geſtanden haben. Dieſes factiſche Weg⸗ 
gehen aus der Verhandlung, in der ja Niemand das Wort zu nehmen 
brauchte, ſcheint mir ein Präcedenz zu ſein, deſſen Folgen der Bundesrath 
ſich vielleicht dann klar macht, wenn er überlegt, was entſtehen würde, 
wenn in ähnlichem Falle umgekehrt der Reichstag alſo verführe (Heiterkeit). 
„Ich hoffe, daß der Reichstag niemals die Ruhe verlieren und jederzeit 
die Folgen bedenken wird, die eine Nachahmung eines ſolchen Beiſpiels her⸗ 
beiführen könnte. Um was handelt es ſich? Einfach darum, ob der An⸗ 
ſchluß Hamburgs, eventuell Bremens an den Zollverein 115 0 wer⸗ 
den ſoll. Der Abgeordnete Mosle hat uns in ſeiner Reſolution und mich 
in ſeinem Vortrage die Vortheile des Anſchluſſes geſchildert. Was mi 
betrifft, ſo wünſche ich, daß der Anſchluß geſchehe, aber immer nur geſchehe, 
unter der freien Entſchließung beider Hanſeſtadte, weil ich dafür halte, daß 
die in dieſen Städten concentrirte Handelsweisheit, welche ſie durch die 
Jahrhunderte groß gemacht und gehalten hat, richtiger als irgend ein An⸗ 
derer bemeſſen kann, was der Anſchluß zur Folge oder nicht zur Folge hat 
und daß es ein vitales Intereſſe aller Handelsbeziehungen iſt, daß dieſe 
beiden Städte in keiner Art geſchädigt werden. (Sehr wahr! links.) Ich 
hätte gar keinen Anlaß, politiſch oder ſonſt für dieſe Städte eine beſondere 
Liebhaberei zu haben, obwohl ſie ja von Hannover her meine guten Nach⸗ 
barn heißen. Ich hätte ſogar allerlei Urſache zur Beſchwerde über ihre 
Haltung in der vergangenen Zeit und in der gegenwärtigen. Aber, wenn 
es ſich um das Recht handelt, frage ich nicht, ob ich dem, deſſen Recht in 
Frage iſt, beſondere Sympathien entgegentrage, oder ob es Jemand betrifft, 
ür den ich weniger Sympathien hätte. Sit mich genügt das Eine, daß 
das Wohlergehen dieſer Städte für ſie ſelbſt und für ganz Deutſchland eine 
Lebensfrage iſt, und deshalb wünſche ich, daß bei den Verhandlungen, die 
dahin zielen, ſie in das allgemeine Zollgebiet zu ziehen, keinerlei Druck ge⸗ 
übt werde, daß die Städte die volle freie Entſchließung haben, und daß 
nichts übereilt werde. Letzteres wünſche ich auch deshalb, weil vorausſicht⸗ 
lich der Anſchluß uns ganz erhebliche Koſten verurſachen wird, die ich auf 
Millionen anſchlage. . 
Es handelt ſich übrigens gar nicht darum, irgend welchen Druck auf die 
Entſchließungen anderer Autoritäten wie der Reichsregierung oder des 
Bundesraths zu üben. Ich meines Theils habe gewiß nicht die Abſicht, in 
irgend welcher Weiſe die freie Entſchließung der Regierung oder des Bun⸗ 
desraths Hall ne zu wollen. Daß dieſe eine pollkommen freie Erwägung 
und eine vollkommen freie Entſchließung haben, liegt wiederum im Intereſſe 
ganz Deutſchlands, deſſen Geſammtintereſſen gegenüber den Hanſeſtädten 
ohne Zweifel von nicht minder großer Bedeutung ſind, als die der Hanſe⸗ 
ſtädte ſelbſt, wenn auch das Intereſſe der Hanſeſtädte wieder das Dru anf 
Deutſchland iſt. Ich frage aber: ſeit wann nennt man es einen Druck au 
eine Regierung oder 151 den Bundesrath, wenn die nach den Geſetzen zu⸗ 
ſammengetretenen berufenen Vertreter des deutſchen Volkes eine Anſicht 
äußern oder ihre Anſchauungen nach Maßgabe ihrer Rechte zur Geltung 
bringen. Jedem einfachen Bürger des Reiches ſteht es zu, hierher in ſeiner 
Angelegenheit eine Petition zu richten, und der Reichstag hat die Pflicht, 
wenn immer die Zeit es geſtattet, dieſe Petition zu unterſuchen und je nach 
Umſtänden ſie der Regierung zu überweiſen. N. das ein unzuläſſiger 
Druck auf die Regierung und den Bundesrath? Und wenn jeder einzelne 
Bürger ſeine Anſchauungen, ſeine Wünſche im Wege der Petition vortragen 
kann, dann ſoll der Reichstag nicht berechtigt ſein, da, wo er ſieht, daß 
vitale Fragen vorliegen, ſeine Anſchauungen zum Ansdruck zu bringen? 
Das ſoll jetzt eine unzuläſſige Beeinfluſſung ſein? Nein, meine Herren! 
Ich bin gewiß nicht geneigt, irgendwie die Competenzen zu überſchreiten, 
weder die des Reichstages, noch die irgend einer anderen Körperſchaft; 
aber wenn der Reichstag nicht mehr berechtigt und befugt ſein ſoll, wo ſo 
wichtige Fragen vorliegen, und er ſieht, daß ſeine beſtimmten al uun⸗ 
gen von der Regierung nicht getheilt werden, dann dieſe ſeine Auſchauun⸗ 
gen zum Ausdruck zu bringen, — dann ſoll er ſein Buch zumachen. Ich 
glaube nun einmal nicht an die Alleinweisheit anderer Körperſchaften, 
noch an die Alleinweisheit irgend eines Mannes. (Beifall. Sehr gut!) 
fee kann ich nicht für den Antrag von Minnigerode oder Mosle 
immen. f 
Schon im vorigen Jahre haben wir in dieſer Angelegenheit die Frage 
erörtert, inwiefern es richtig ſei, die Vorſtadt St. Pauli reſp. Altona in 
den a die zu ziehen und wie es mit den Verhältniſſen auf der Unter⸗ 
elbe ſei. Die Frage in Betreff St. Pauli iſt geordnet, die fr betreffs 
Altonas ſchwebt noch. Unſere Verhandlungen find in dieſer Beziehung 
nicht ohne Wirkung geweſen. Was die Verhältniſſe der Unterelbe def 
fo, hat im vorigen Fabre der Abgeordnete Dr. Delbrück, der in dieſen 
Dingen eine beſondere Erfahrung beſitzt, dieſelben dargelegt, ebenſo auch die 
Collegen Dr. Hänel, Lasker und Wolffſon. Dieſelben haben erſchöpfend 
dargethan, daß die Unterelbe frei ſein muß, und daß ohne Genehmigung 
des Reichstages, d. h. ohne Geſetz, die Einziehung der Unterelbe in den 
Zollverband nicht zuläſſig ſein würde. Ich will dies nicht wiederholen, 
namentlich hat ja auch das Präcedenz, welches der Abg. von Minnigerode 
hat anführen wollen, vorgeſtern von dem Abg. Wolffſon eine Beleuchtung 
gefunden, welche klar legt, daß die Rechtsfrage in der That kaum zweifel⸗ 
haft gefunden werden kann. Ich könnte deshalb auch für den Antrag 
Ausfeld ſtimmen. Meinen Antrag habe ich aber dennoch, und zwar um 
deswillen geſtellt, um eine Baſis zu finden, auf welcher eine möglichſt 
große Majorität dieſes Hauſes zuſammenſtimmen könnte, und ich fand, daß 
in Betreff der Concluſton eine größere Uebereinſtimmung herrſchte als in 
den Motiven. Ich kann eigentlich ſagen, daß ich Niemanden gehört habe, 
der den Inhalt des Antrages nicht auch wollte, wiewohl in den Aeuße⸗ 
rungen des Abg. Mosle von dem ſcharfen Meſſer u. ſ. w. einige Anbau 
tungen liegen könnten in der Richtung, daß man innerhalb eines Bundes⸗ 
perhältniſſes auch Krieg führen dürfe. Ich würde daher meinen, daß für 


dieſen Anta Alle ſtimmen könnten owohl Diefehigen welche auf dem 
Rechtsgrund ftehend, ihre Bitte fen als auch Hietentgeg⸗ welch = 
aus Zweckmäßigkeitsgründen thun; jedenfalls hat ſich Niemand präjudicirt 
der unſerem Antrag zuſtimmt. Was aber die Unterelbe betrifft, fo hehe ich 


ganz auf dem Rechtsgrunde, den der Abg. Wolſſſon entwickelt hat, den ich 


auch in meinem Antrage auszudrücken die Abſicht habe. 


Dann hat mein Antrag geſagt, daß der status quo aufrecht erhalten 


werden ne bis zur völligen Erledigung der Sache. Damit hat ſelbſtver⸗ 
ſtändlich & agt werden ſollen: bis zum Abſchluß eines Vertrages, wie er 
letzt zwiſchen der Reichsregierung und Hamburg in Bezug auf den An 
verhandelt wird. Sollte derſelbe nicht erfolgen, ſo würde in keiner 
durch die Annahme meines Antrages ausgeſprochen, daß der Reichstag dann 
irgend welche der Maßregeln, die jetzt in Frage ſind, billigen würde. Würde 
ein folder Beſchluf nicht zu Stande kommen, fo würde ich dann auch 
glauben, daß die Unterelbe nicht eingezogen werden könne, ohne ein Geſetz 
und die anderen Fragen wegen der Aufhehung des Zollamts und der 
Niederlage wären genau jo zu behandeln, wie fie jetzt zu behandeln find 
por dem Abſchluß und wie ſie bisher behandelt wurden. Der Abg. 
ſen hat ſeinerſeits einen Antrag gebracht, welcher weſentlich die Aufhebung 
des Zollamts und der Niederlage Beer übrigens aber in der Tendenz 
mit meinem Antrage übereinſtimmt. 2 


luß 


dadurch, daß er auch die Frage der Unterelbe aufnimmt, während der 
College Marquardſen das nicht thut. Ich glaube den Collegen nicht miß⸗ 
verſtanden zu haben, wenn ich annehme, daß, ſofern ſein Antrag zur An⸗ 
nahme nicht gelangen würde, er für den von meinen Freunden und mir ge⸗ 
ſtellten zu ſtimmen bereit wäre. Nehmen Sie daher meinen Antrag an. 
Sie erklären dadurch, daß bis zu einem Abſchluß zwiſchen der Reichsregierung 
und Ve der status quo aufrecht erhalten werden ſoll. Sie erklären, 
daß dies geſchehen ſoll, weil es innerhalb eines Bundesſtaates nicht geeignet 
iſt, durch andere Mittel als ſolche, welche die freie Ueberzeugung best muten 
auf Abſchluß eines Vertrages hinzuwirken. Sie ſichern dadurch beſſer als 
durch irgend welche Drohmittel, daß das hochwichtige Geſchäft, welches im 
116 5 iſt, zu Stande kommt, zum Heil der beiden Handelsſtädte, denen ich, 
wie Sie Alle, alles Gute an und zum Heil des geſammten Vater⸗ 
landes. Sie bewirken ſchließlich dadurch, daß alle Diſſonanzen, die in der 
Erörterung vorgekommen, ſich auflöſen. Der Antrag enthält nichts als 
das einfache Geſuch das zu thun, was ſein Wortlaut ſagt. Das wird ja 
wohl nach keiner Seite hin übel genommen werden können. Die Milde 
der Form wird die Stärke des Antrages fein. Mein Antrag iſt bon. 
meinen Freunden und mir als ſolcher eingebracht, aber als Abänderungs⸗ 
antrag gedruckt worden. Derſelbe müßte zur Abſtimmung kommen, wenn. 
der Antrag Richter und der Antrag Marquardſen abgelehnt werden ſollte. 
Eine Abſtimmung über den Ausfeld'ſchen Antrag könnte nach Annahme 
des meinigen ſtattfinden, wäre aber nicht nöthig, da ſich beide Anträge in 
juriſtiſcher Beziehung ziemlich decken. 

11 0 Delbrück: Ich nehme das Wort, zum Theil mit Rückſicht auf 
meine Betheiligung an den vorliegenden Fragen ſowohl im verfloſſenen als, 
in dieſem Jahre, zum Theil auch auf die ausdrückliche Provocation des, 
Fi b. Minnigerode. Ich fühle ſehr wohl, daß man ſich angeſichts der 
Nachrichten von der Unterzeichnung des Präliminarvertrages zwiſchen der 
Reichsregierung und Bevollmächtigten des Hamburger Senats bei dieſer“ 
Discuſſion in einer etwas heiklen Lage befindet. Als bei Gelegenheit der 
Budgetdebatte die Anſchlußfrage verhandelt wurde, ſprach ich meinen leb⸗ 
haften Wunſch aus, es möchte zwiſchen der Reichsregierung und Hamburg. 
ein die großen deutſchen Intereſſen wahrendes, für 
bares Abkommen zu Stande kommen. Dieſe Ueberzeugung iſt bei mir un⸗ 


irgend einen Keim werfen könnte, welcher der Finaliſirung dieſer Verhand⸗ 


eiſe 


eide Theile annehm⸗ 


arquard⸗ b 


{ ' t. Der meinige unterſcheidet ſich von | 
demſelben weſentlich durch die von mir beſtimmt formulirte Bitte, ferner 


verändert, und deshalb muß ich Alles vermeiden, was in die etwa ſchweben⸗ 
den, dem Abſchluſſe nahen oder vorläufig abgeſchloſſenen Verhandlungen 


lungen nachtheilig wäre. Der Abg. v. Minnigerode hat betont, daß ich den 1 
Antrag Ausfeld, welcher im Weſentlichen mit demjenigen identiſch iſt, den 
ich als Referent der vorjährigen Commiſſion zu vertreten hatte, nicht mit⸗ 


1 chrieben habe. Der Grund iſt folgender: Im vorigen Jahre handelte 
es ſi 
unſerer Anſicht beſtehende Rechtszuſtand aufgehoben werden ſolle. Dieſem 
Anſinnen gegenüber hatten wir nur die Alternative, entweder den Vertrag. 
abzulehnen oder unſere Anſicht über die rechtliche Lage der Sache dahin auszu⸗ 
ſprechen, daß ſie durch den Vertrag nicht geändert werden ſolle. Das erſte wollten 
wir nicht, deshalb mußten wir das zweite thun. Eine ſolche zwingende 
Veranlaſſung, zu der Rechtsfrage Stellung zu nehmen, liegt nach meiner 
Anſicht in dieſem Augenblicke nicht vor, und ohne eine ſolche halte ich es 
nicht für zweckmäßig, reine Rechtsfragen zur Entſcheidung des Reichstages 
zu ftellen: im Allgemeinen iſt dies nicht die Aufgabe einer politiſchen Kör⸗ 
perſchaft. Sodann aber war ich auch in Bezug auf die Sache ſelbſt ziemlich 
beruhigt. Wenn der Bundesrath auf Grund des ihm nach ſeiner Anſicht 
zuſtehenden Verordnungsrechts die Unterelbe unter Zollcontrole ſtellt und 
die deshalb erforderlichen Vorſchriften mit verbindlicher Wirkung für die 
Schiffe erläßt, ſo iſt ein jeder Schiffer, der wegen siert vor 
den Richter geſtellt wird, in der Lage, die ganze Frage der Geſetzmäßigkeit 
zur richterlichen Entf Kan 


Löſung einer ſolchen Rechtsfrage beſſer als vor den Reichstag. 


Ein zweites Motiv für mich war das, daß aus dem Stader Ablöſungs⸗ 9 
vertrage eigentlich alle ſchifffahrttreihenden Mächte ein Recht haben, zu ver⸗ 


langen, daß ihre Schiffe auf der Unterelbe nicht angehalten werden und 
daß, wenn fremde Flaggen auf der Unterelbe nicht angehalten werden, ich 


nicht glaube, daß man die deutſche Flagge anhalten wird. Dieſe Momente 9 


ließen es mir nicht dringlich erſcheinen, die Rechtsfrage hier zur Discuſſion 
zu bringen. Aus dieſem Grunde allein habe ich den Antrag nicht unter⸗ 


zeichnet. Meine Rechtsanſicht hat ſich ſeit dem vorigen Jahre durchaus f hi 


nicht geändert; ich bin noch heute der Anſicht, daß die Umerelbe nur auf 
Grund eines Geſetzes unter Zollcontrole geſtellt werden kann. Ich brauche 
ausdrücklich den Ausdruck: „unter Zollcontrole geſtellt werden“. Man hat 
fo viel von der Auslandsqualität der Elbe geſprochen, und die Sache 
ſo ee be als ſolle die Elbe damit zum Ausland gemacht werden. Die 
Elbe iſt ſo beſtimmt Deutſchland, wie irgend möglich, aber eine andere 
Frage iſt die, ob auf Grund der beſtehenden Verträge und Geſetze die 
Unterelbe unter Zollcontrole geſtellt werden kann. In Bezug auf die 
Rechtsfrage kann ich mich im Weſentlichen auf die Ausführungen des 
Abgeordneten Wolffſon beziehen. Was die vom Abgeordneten von Min⸗ 
nigerode erwähnte Verlegung der Zollabfertigung von Wittenberge im 


Jahre 1868 betrifft, fo kann hieraus ein rechtliches Bedenken nicht Ui 


hergeleitet werden, denn damals wurde auf Grund eines Stagts⸗ 


vertrages, der die geſetzgebenden Factoren paſſirt hatte und u 1 
ihren 


rechtsgiltig war, eine e getroffen, die zwar in 


Totalität dieſem Vertrage nicht unbedingt entſprach, aber die Zu⸗ 


ſtimmung ſämmtlicher Contrahenten erhielt. In der Frage der Aufhebung a 


des Hauptzollamtes in Hamburg und der Zollvereinsniederlage bin ich mit 
dem Abg. Richter ſowohl hinſichtlich der Rechtsfrage, als auch der Bedeu⸗ 
tung des Vorſchlags verſchiedener Meinung. Ich bin der Ueberzeugung, 
daß der Vorſchlag nur gemacht iſt, um eine deſſtone zwiſchen Reichstag 
und Reichsregierung zu beſeitigen, denn als Pre 


Unrecht — als Gegner des Zollanſchluſſes gilt, ſondern lediglich den Klein 


verkehr; und die Conſumenten im Innern des ir ane würden davon 


dae etroffen werden, wie die Händler in Hamburg. 
Die Errichtun 

Conceſſion betrachtet worden, die man Hamburg gewährt habe. 
ganz einfachen wirthſchaftlichen Erwägung hervorgegangen, daß, wenn eine 
ewiſſe Anzahl von Handlungen in Beziehung auf einen beſtimmten Gegen⸗ 
ſtand vorgenommen werden müſſen, es nicht zweckmäßig iſt, dieſe verſchie⸗ 
denen Handlungen für denſelben Gegenſtand an verſchiedenen Orten, zu 


verſchiedenen Zeiten und durch verſchiedene Perſonen vornehmen 2 laſſen, 

hiedenen 
Handlungen an derſelben Stelle und von denſelben Menſchen vornehmen 
zu laſſen. Will man jetzt auf dieſen Vortheil, den Zweck mit dem möglichſt 


ſondern daß es das einzig wirthſchaftlich Richtige iſt, dieſe ver 


1 Aufwand an Arbeit, Kraft, Koſten und Zeit zu erreichen, verzichten, 


o iſt das nach meiner Anſicht allerdings im allgemeinen öffentlichen Intereſſe 


zu beklagen, aber daß dabei ein beſonders ſchwerer Nachtheil auf Hamburg 
als ſolches fiele, das kann ich nicht einſehen. Mit der Zollvexeinsnieder⸗ 
lage, das erkenne ich an, ſteht die Sache etwas anders. In der Zollvereins⸗ 


Niederlage ſteckt Hamburgiſches Capital und durch Aufhebung der Nieder⸗ ‘u 


lage würde diefes Capital, da ſich doch im Augenblicke ſchwer eine andere 
Verwendung der Räumlichkeiten finden würde — ſpäter würde dies gewiß 


der Fall fein — entwerthet. Dieſen Verlust erkenne ich an, er würde aber 

geringe Zahl von 
\ n Dingen nicht zu 
bergelien, daß, was den Verkehr als ſolchen betrifft, der deutſche Fabrikanten 


als Preſſion doch auch nur auf eine e 
Perſonen wirken können und es iſt auch hier vor alle 


ſtand ganz genau ſo viel leiden würde, wie der Hamburger Kaufmann un 


Exporteur. Dem Einen würde der Abſatz nach Hamburg, dem An: 


ſionsmittel iſt der Vor⸗ 
ſchlag ſo abſolut unbrauchbar, daß ich mir nicht vorſtellen kann, wie er 
als ſolcher überhaupt hätte zur Sprache gebracht werden können. Er trifft 

nicht den Hamburger Großhandel, der — ich weiß nicht ob mit Recht oder 


des Hauptzollamtes in Hamburg iſt vielfach 155 ge 1 
Das iſt 
nicht im Mindeſten der Fall. Die Errichtung des Hauptamts iſt aus den 


darum, ob durch Annahme der revidirten Elbſchifffahrtsgete der nach 


zu bringen, und vor den Richter gehört die 1 


dern der Abſatz der deutſchen Waaten nach dem Ausland erſchwert werden. 
Wenn ich es trotzdem für nützlich halte, daß der Reichstag ſich jetzt für die 
Aufrechterhaltung des status ebe den ſo geſchieht es nur, weil ich 
lebhaft wünſche, daß von den ſchwebenden und jedenfalls noch nicht ganz 
fertigen Verhandlungen — denn die hamburgiſche Bürgerſchaft hat das 
entſcheidende Wort noch zu ſprechen — auch der Anſchein einer Preſſion 
fern gehalten werde, auch wenn ich in der Sache ſelbſt eine Preſſion über⸗ 
haupt gar nicht erkenne. Aus dieſem Grunde empfehle ich Ihnen den 
Autrag Windthorſt anzunehmen, der unter voller Wahrung der verſchie⸗ 
denen Rechtsanſichten jedenfalls den im Intereſſe einer gedeihlichen Ent⸗ 
wickelung der Frage ſehr richtigen Gedanken ausſpricht, daß man, ſo lange 
die Frage nicht erledigt iſt, alles davon fernhalten möge, was ſie verbittern 
kann und daß Maßregeln, wie die hier belt en d wenn ſie auch that⸗ 
lächlich gar nicht ſo ſchlimm und ſo gefährlich ſind, doch geeignet ſind, die 
Frage zu verbittern, das, glaube ich, iſt nach allen Kundgebungen der Preſſe 
außer Zweifel. Ich bitte Sie alſo, tragenl Sie 5 Annahme des Windt⸗ 
horſt'ſchen Antrages von Ihrer Seite zum Frieden bei. . 


Abg. v. Kardorff: Meiner Meinung nach hätten wir uns die frre € 
Debatte überhaupt erſparen können, denn wenn Windthorſt auch officielle 
Nachrichten über den Abſchluß der Verhandlungen mit Hamburg heute noch 
vermißt, ſo konnten wir doch, ohne den Rechten des Reichstages etwas zu 
vergeben, die Berathung bis zum Eintreffen officieller Informationen aus⸗ 
ſetzen. Es liegt doch auf der Hand, daß der Bundesrath heute uns noch 
keine Mittheilung machen konnte, wo die Verhandlungen noch nicht definitiv 
abgeſchloſſen ſind, wo die Zuſtimmung der Hamburger Bürgerſchaft zur 
Fertigſtellung des Vertrages noch fehlt und vielleicht noch manche andere 
18 Wenn Windthorſt dem Bundesrath ferner daraus einen Vorwurf 
macht, daß er bei dem Antrage Richter ſich entfernt hat, da ihm derſelbe 
unangenehm wäre, ſo glaube ich, iſt das nicht der richtige Grund. 
Bundesrath wäre in der üblen Lage geweſen, hier ſitzen und ſich gegen den 
Vorwurf der Slloyalität vertheidigen zu müſſen. Das iſt allerdings keine 
würdige Poſition für den Bundesrath. Da die Ereigniſſe die Debatte über⸗ 
holt haben, beſchränke ich mich darauf, zu conſtatiren, daß ich und meine 
reunde heute wie früher die Verlegung der le gen lediglich als zur 
Competenz des Bundesraths gehörig anſehen. Die ganze Rechtsdeduction 
der Abgg. Wolffſon und Delbrück, die bis auf den Wiener Congreß zurück⸗ 
greifen, halte ich für völlig unzutreffend. Es kann gar nicht mehr die 
Rede davon ſein, daß nach der durchgreifenden Umgeſtaltung aller dieſer 
Dinge durch die lien des Norddeutſchen Bundes jene alten Rech 
e 


echts⸗ 
acte und volkerrechtlicheu Verträge noch in dem Sinne fortbeſtehen ſollten, 
wie Herr Delbrück es behauptet. Wir müſſen ferner ebenſo wie früher den 
Verſuch, den Herr Richter wiederholt hat, zurückweiſen, die in Artikel 34 
gewährleiſteten Rechte als Reſervatrechte Hamburgs hinzuſtellen, in dem 
Sinne, in welchem Reſervatrechte z. B. an Baiern, Würtemberg und andere 
Stagten gewährt worden ſind. b . 
Ich verweiſe Herrn Richter einfach auf die ſachkundigen ſtaatsrechtlichen 
Ausführungen ſeines Freundes Hänel, daß die Auffaſſung dieſer Rechte 
als Reſervatrechte eine ganz falſche iſt. Wir erachten den Anſchluß der 
Hanſeſtädte als Erfüllung des Art. 33 der Verfaſſung, welcher ein einheit⸗ 
liches deutſches Zollgebiet verlangt und wir erachten dieſen Anſchluß heute 
wie früher im Intereſſe nicht blos des geſammten deutſchen Vaterlandes, 
ondern auch im Intereſſe der Hanſeſtädte ſelbſt, und wir erachten den 
undesrath nicht nur für berechtigt, ſondern dem ganzen Wort: 
laute unſerer Verfaſſung nach für verpflichtet, mit allen zu⸗ 
läſſigen Mitteln dahin zu wirken, daß dieſer Zollanſchluß 
erfolgt. Herr Wolffſon hat im Gegenſatz zu Richter die Angelegenheit 
ſehr ruhig und ſachlich behandelt. Ich verſtehe es, wenn er von ſeinem 
wirthſchaftlichen, verfaſſungsrechtlichen und ſpecifiſch Hamburgiſchen Stand⸗ 
punkte aus den kommenden Zeiten mit Schmerz und Sorge entgegenſieht. 
Ich verſtehe dieſe Stimmung um ſo mehr, als wir in einem großen Theile 
Deutſchlands in derſelben Stimmung waren, als der Freihandel die Axt 
zu legen verſuchte an den blühenden Baum der deutſchen Induſtrie. Wir 
haben es den Herren aus den Hanſeſtädten nie nachgetragen, daß ſie wie 
3. B. Meier (Bremen) für richtig hielten, was uns verderhlich ſchien. Ich 
bitte nur, daß Sie es auch uns nicht verdenken, wenn wir nach unſerem 
beſten Wiſſen und Gewiſſen eine Politik unterſtützen, welche nach unſerer 
Meinung heilſam iſt I das geſammte Vaterland und die Hanſeſtädte 
ſelbſt. Originell iſt, daß, während Richter die diplomatiſche Geſchicklichkeit 
des Reichskanzlers in der Hamburger Angelegenheit vermißt, in derſelben 
Stunde der Vertrag mit Hamburg abgeſchloſſen wird. Das iſt originell 
und entbehrt nicht der Komik. 5 . ; N 
Ich denke mir überhaupt, wenn die Nachwelt einmal die Urtheile des 
Abgeordneten Richter über die Perſon und die Politik des Reichskanzlers 
zuſammenfaßt, ſo wird dies allerdings für die Nachwelt von einem gewiſſen 
Werthe ſein, denn ſie wird erkennen, daß er in jedem einzelnen Falle Un⸗ 
recht hat und von unrichtigen Prämiſſen ausgegangen iſt, und daß er in 
jedem einzelnen Falle durch die Ereigniſſe ſelbſt widerlegt worden iſt. Das 
gebe ich ja zu, daß einzelne Branchen Nachtheile durch den Zollanſchluß er⸗ 
eiden, aber es ſtehen weiser Vortheile gegenüber, welche die Nachtheile weit 
überwiegen. Ohne Zweifel iſt es, daß mit dem Zollanſchluß in Hamburg 
wie in Bremen Fabriken ſich etabliren und zu einer blühenden Thätigkeit 
entwickeln werden, die im Inlande deshalb nicht vortheilhafter arbeiten 
können, weil fie voluminöſe Rohſtoffe verarbeiten, die ſie vom Aus⸗ 
lande beziehen müſſen. Ebenſo, daß der Kleinhandel aufblühen 
wird, und der Beweis dafür liegt in der Erfahrung, die wir in Lübeck 
gemacht haben. Aber für den geſammten Handel Hamburgs muß 
es von unendlich wohlthätigem Einfluß ſei, wenn die Zollſchranke wegfällt, 
welche es jetzt von einem Hinterlande bon mehr als 40 Millionen Men⸗ 
ſchen abſchließt, denn dieſes Hinterland gewinnen doch die Herren. Es fehlt 
auch nicht an Stimmen, welche ſagen, daß der heutige ſcheinbar ja ſo große 
Reichthum Hamburgs mehr beruht in der ſo großen Wohlhabenheit einzel⸗ 
ner Export⸗ und Importhäuſer als in der Durchſchnittswohlhabenheit der 
etwas breiten Erwerbsmaſſen, ferner daß der Kleinhandel zurückgegangen 
iſt und daß ſchwere hypothekariſche Verſchuldung der Hamburger Bürger 
porliege, daß die Hamburger Staatsverwaltung trotz ihrer großen Geſchick⸗ 
lichkeit in finanziellen Sachen immer vergeblich mit Deficits kämpft, und 
daß die Aperſen als eine ſehr ſchwere Laſt empfunden werden, namentlich 
ſeit ihrer Erhöhung. i 
Wenn jetzt in Hd eine gewiſſe Verſtimmung herrſcht, die hoffent⸗ 
lich bald einer Befriedigung über den Anſchluß weichen wird, ſo ſpielt da 
als politiſches Motiv die Furcht mit, durch den Eintritt in das Zollgebiet 
ſeine ſouveräne Stellung zu verlieren und preußiſche Provinz zu werden. 
Ich freue mich, daß der Senat durch feinen neueſten Schritt das Gerücht 
dementirt hat, daß er ſogar aus Kanten Mitteln Geld bewilligt habe 5 
Agitationen gegen die Zollanſchlüſſe. Den Antrag Richter, der uns ebenſo⸗ 
wenig ſympathiſch iſt, wie dem Bundesrathe, halten wir in der Sache für 
unrichtig und in der Form für ſehr verletzend. Von einem Antrage auf 
Uebergang zur Tagesordnung, der ſchärfſten Form der Zurückweiſung, haben 
wir Anſtaud genommen, weil wir vorausſehen konnten, daß die Discuſſton 
über den Antrag Ausfeld und den Richter s bereinigt werden würde. Die 
motibirte Tagesordnung der Deutſchconſervativen iſt uns eine zu ſchwache 
Furüdwei ung, ebenſo auch der Antrag Ausfeld und Marquardſen. Dem 
Antrag Windthorſt, fo verſöhnlich er auch iſt, können wir nicht zuſtimmen, 
weil er vielleicht egen die Abſicht des Antragsſtellers die Wirkung äußern 
kann, die den Abſchluß der Zolldereinigungen verhindert und erſchwert, was 
ich namentlich bezüglich des bevorſtehenden Anſchluſſes von Bremen fürchte. 
Gesa geren Votum Ae wir im Ine ee 1 e 
des und vor allem unſerer nen deutſchen Hanſeſtädte 
zu handeln. (Beifall rechts.) unsere fh e 
„Damit ſchließt die Debatte. Perſönlich bemerkt Abg. Mosle: Ich habe 
nicht geſagt, mit dem dan ee ei die Sache beendet, ich habe im 
Gegentheil betont, daß ſie noch nicht damit zu Ende iſt. Ferner muß ich 
der Andeutung des Abg. Windthorſt gegenüber, als hätte ich aus officiellen 
Quellen geſchöpft, die ihm nicht zu Gebote ſtänden, erwidern, daß ich auch 
hier das Gegentheil gen beſonders hervorgehoben habe. Es iſt nicht un⸗ 
möglich, daß ich die Nachricht, die ich als 
zu müſſen, vom Abg. Windthorſt gehört habe. 
Als Antragſteller erklärt Abg. Richter (Hagen): Der Abg. Windthorſt 
hat in ſeiner Rede ausdrücklich erklärt, A 05 bon ihn geſele 2 0 
das Prinzip i wie es ſich innerhalb eines Bundesſtaates nicht eigne, 
durch andere Mittel als diejenigen, welche auf die freie Ueberzeugung 
Wirken, einen Vertragsabſchluß herbeizuführen. Hiernach ſchließt der Antrag 
Windthorſt meinen Antrag ene in ſich und giebt der Mehrheit 
Gelegenheit, über denſelben abzustimmen. Ich würde alſo in der Lage ſein, 
gr Antrag zurückzuziehen, wenn nicht die formelle Zulgzſtgteit des 
trages hinſichtlich des Verhaltniſſes des Reichstages zum Bundesrathe 
‚dom Staatsſecretair von Bötticher und von den Conſervativen beftritten 
in rden wäre. Der Antrag des Abg. von Minnigerode auf Tagesordnung 
10 deshalh für mich eine erwünschte Gelegenheit, ein Votum des Hauſes 
d. er die Zuläſſigkeit meines Antrages herbeizuführen. Ich ziehe deshalb 
Ant 10 jetzt nicht zurück melde aber ſchon jetzt an, daß, wenn die 
nträge Minnigerode und Mosle abgelehnt fein werden, ich alsdann in 


Der 0 


Schuldverſchreibungen iſt ein ganz beſtimmter. 


ift; die Actie iſt ein viel unſicherer Begriff als die Rente und Schuldver⸗ 


erſter Redner glaubte erwähnen 


der Lage fein würde, meinen Antrag zu Gunſten des Windthorſt'ſchen 
zurückzuziehen. n EEE: ; 

Abg. Lasker erklärt Namens der Antragſteller des Antrages Ausfeld, 
daß er denſelben würde zurückziehen können, falls der Antrag Windthorſt 
angenommen wird. ie! 

In der Abſtimmung werden die Anträge Mosle und von Minnigerode 
gegen die Stimmen der conſervativen Parteien und der Abgg. Mosle und 
b. Treitſchke abgelehnt. — Abg. Richter (Hagen) zieht darauf ſeinen 
Antrag zu Gunſten des Antrages Windthorſt zurück. Abg. v. Minni⸗ 
gerode nimmt ihn wieder auf. Darauf bemerkt zur Geſchäftsordnung 

Abg. Richter (Hagen): Da es ſich hier um eine ſehr ernſthafte Sache 


bandelt, fo kann ich mich der ſcherzhaften Behandlungsweiſe, wie ſie der] Reich 


Abg. v. Minnigerode beliebt nicht anſchließen und erkläre daher, daß für 
110 der Antrag nicht mehr beſteht, wir alſo auch nicht für denſelben ſtimmen 
werden. 

Für den 21 fal Richter erhebt ſich daher Niemand. — Der Antrag 
Marquardſen fällt gegen die Stimmen der Nationalliberalen. — Der 
Antrag Windthorſt wird mit großer Mehrheit angenommen. 
Für denselben ſtimmen die Socialdemokraten, die Fortſchriktspartei, die 

ationalliberalen, das Centrum mit den Polen und die Abgg. Falk und 
Delbrück. — Abg. v. Stauffenberg zieht daauf den Antrag Ausfeld zurück. 
Damit ſind dieſe Anträge erledigt. 

Am Bundesrathstiſche erſcheinen nunmehr v. Bötticher, Scholz, v. Noſtiz 
und mehrere Bundesraths⸗Commiſſare. 5 + 

Es folgt die eit Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Er⸗ 
hebung don Reichsſtempelabgaben. Nach der Regierungsvorlage 
und zwar nach der Tarifnummer I. ſollten inländiſche und ausländiſche 
Actien und Actienantheilſcheine, Renten und Schuldverſchreibungen einen 
Stempel von fünf vom Tauſend des Nennwerthes zahlen. Die Commiſſion 
eantragt, in⸗ und ausländiſche Actien und Actienantheilsſcheine mit einem 
Stempel von fünf vom Tauſend; in⸗ und ausländiſche Renten und Schuld⸗ 
verſchreibungen mit einem Stempel von zwei vom Tauſend, inländiſche mit 
ſtaatlicher Genehmigung ausgegebene Renten- und Schuldverſchreibungen 
der Communalverbände und ſonſtigen öffentlichen Corporationen mit einem 
Stempel von eins vom Tauſend zu belegen. Ay 

Von den Abgg. Hermes, Weber und Sonnemann iſt ein Antrag 
eingegangen, welcher die ausländiſchen Actien und Actienantheilsſcheine 
einem Stempelſatz von nur zwei vom Tauſend unterwerfen will. ; 

Abg. v. Wedell⸗Malchow referirt über die zu der Vorlage einge: 
gangenen Petitionen und beantragt, dieſelben durch die von der Commiſſion 
Ale ten Beſchlüſſe für erledigt zu erklären. Die Abſtimmung über dieſen 

ntrag wird in der dritten Leſung ſtattfinden. : 55 

Abg. Sonnemann: Ich bemerke zunächſt, daß meine Abstimmungen 
über die einzelnen Paragraphen meine Schlußabſtimmung in keiner Weile 
präjudiciren ſollen. Ich war in der Commiſſion bemüht, die einzelnen 
Theile des Entwurfs ſo viel als möglich zu verbeſſern, und werde auch 
heute demgemäß verfahren. Die Verbeſſerungsanträge von Wedell ſind faſt 
ausſchließlich redactioneller Natur. Ich werde für dieſelben ſtimmen. Die 
Commiſſion hat den Regierungsentwurf in zwei weſentlichen Punkten ab⸗ 
eändert. Sie N die ausländiſchen und inländiſchen Schuldver⸗ 
1 ſtatt mit 5 pro Mille, mit nur 2 pro Mille zu beſteuern, und 
die inländiſchen Schuldverſchreibungen der Communen, Grundcreditanſtalten, 
Transportanſtalten mit 1 Procent. Die ausländiſchen Actien hat die Com⸗ 
miſſion auf 5 Procent gelaſſen. Das Amendement, welches von den Ab⸗ 
geordneten Weber, Schlutow, Hermes und mir eingebracht iſt, bezweckt die 
ausländiſchen Actien den ausländiſchen Schuldverſchreibungen gleichzuſtellen. 
Die Gleichmäßigkeit beider Gattungen erkennt auch der Regierungsentwurf 
an. Die Commiſſion hat nach meiner Anſicht den Irrthum begangen, 
dieſe Gleichmäßigkeit aufzuheben und die ausländiſchen Actien dafür 
den inländiſchen gleichzuſtellen. Die Verhältniſſe liegen nun aber 
anz verſchieden. Für die inländiſche Actie iſt die Steuer ein Aequivalent 
für den Rechtsſchutz, welcher das Reich der anonymen Geſellſchaft gewährt. 
Bei den ausländiſchen, welche meiſt nur vorühergehend im Inlande verkeh⸗ 
ren, handelt es ſich nur um eine Circulationsſteuer. Ehe ich auf die Moti⸗ 
virung unſeres Antrages kund will ich bemerken, daß mir auch die Steuer 
von 2 pro Mille für ausländiſche Obligationen zu hoch erſcheint. Sie iſt 
höher als die Steuer in den meiſten anderen Ländern. Oeſterreich, Bel⸗ 
gien, die Schweiz erheben gar keine derartige Steuer. In Frankreich be⸗ 
trägt fie für Staatspapiere nur 1½ pro Mille, in England 1¼ pro Mille, 
in Holland weniger als ¼ pro Mille. Die Regierungen haben in allen 
ihren früheren Entwürfen anerkannt, daß eine zu hohe Belaſtung der aus⸗ 
ländiſchen Werthpapiere dem Geſchäftsverkehr ein großes Hemmniß bereite, 
und in ſchwierigen Zeiten den Bezug der nothwendigen Baarmittel vom 
Ausland erſchwere, beſonders aber, daß ſie die Emiſſionsthätigkeit am 
deutſchen Markte hemme. 1 

Ich habe keinen Antrag auf Herabſetzung der Steuer auf 190 ein: 
gebracht, weil angeſichts der Geſchäftslage des Hauſes doch keine große 
Ausſicht für denſelben beſtand. Alles was gegen die zu hohe Steuer auf 
ausländiſche Werthpapiere angeführt iſt, ſpricht ſelbſtverſtändlich auch für 
meinen Antrag, welcher die Actien vor einer allzuhohen Steuer zu ſchützen 
beabſichtigt, die Werthpapiere, um die es ſich hier handelt, ſind meiſt öſter⸗ 
reichiſche, ſchweizeriſche, 19 1 Eiſenbahnactien und eine kleine Anzahl 
von Bankactien. Der größte Theil derſelben dient zur ſoliden Capital⸗ 
anlage. Warum wollen Sie das Geſchäft in dieſen Werthpapieren durch 
eine ſo enorme Steuer vom deutſchen Markte verſcheuchen? Es iſt in der 
Commiſſion geſagt worden, daß auch die ſogenannten Speculationspapiere 
in dieſe Kategorie fallen, wie Creditactien, Franzoſen ꝛc. Die Speculation 
wird ſich aber jedenfalls durch den Uebergangsſtempel von 50 Pf. eine ge⸗ 
nügende Anzahl von Stücken verſchaffen. Sie wird daher am wenigſten 
unter der hohen Steuer leiden. Dagegen werden alle diejenigen, welche ſolche 
Werthpapiere jetzt aus dem Auslande beziehen, hart betroffen werden. Die 
Emiſſtonsthätigkeit wird für die deutſchen Plätze größtentheils perloren gehen. 
Es iſt in der Commiſſion behauptet worden, das Arbitragegeſchäft bedürfe wenig 
geſtempelter Stücke. Das iſt ein großer Irrthum. Die Arbitrage bezieht 
aus dem Auslande und verkauft im Inlande. Sie muß daher vor der 
Aushändigung ſtempeln laſſen. Bei Neuemiſſionen kaufen viele Capitaliſten, 
um nach einer Coursſteigerung wieder zu verkaufen. Alle dieſe Leute wür⸗ 
den vom Stempel en werden. In. England und Holland iſt der 
Stempel für Actien und Obligationen gleich. In Frankreich, auf welches 
ſich die Regierungen hauptſächlich ſtützen, iſt er zwar höher, aber nicht 
immer 1 Procent, wie es im Berichte heißt, da die Geſellſchaften ein Ab⸗ 
kommen mit der Regierung für die Zulaſſung treffen können, bei welcher 
bis auf 1 pro Mille des Capitals herabgegangen wird. Bei Annahme des 
Commiſſionsantrages würde Deutſchland die höchſte Steuer auf ausländiſche 
Aetien haben und es nicht vermieden werden können, daß der Handel in 
denfelben ſich nach ausländiſchen Plätzen verzieht. Wenn Sie ermeſſen, 
welche Verluſte dies an Staats⸗ und Communalſteuern, an Telegraphen⸗ 
gebühren nach ſich ziehen würde, ſo ſollte man ſich dapor hüten, die deut⸗ 
ſchen Märkte, welche bisher dieſen Verkehr hauptſächlich vermittelten, in 
eine zu ungünſtige Lage gegenüber den Auslandsplätzen zu bringen. Ich 
empfehle Ihnen aus dieſen Gründen unſer Amendement. 

Abg. v. Wedell⸗Malchow: Im Intereſſe der ausgleichenden Gerech⸗ 
tigkeit iſt eine gleichmäßige Beſteuerung der inländiſchen und ausländiſchen 
Actien nothwendig. Der Unterſchied zwiſchen Actien und Renten bezw. 
Die Actie iſt eine Beſchei⸗ 
nigung über den ideellen Antheil an einem Vermögensobject, während die 
Rente und Schuldverſchreibung eine Forderung an eine beſtimmte Perſon 


ſchreibung. Es iſt mit Hi von dem Vorredner hervorgehoben, daß die 
frühere Regierung ſich gewiſſermaßenzfür das Arbitragegeſchäft erwärmt hat. 
Wir haben den Standpunkt nie getheilt und freuen uns, daß auch die Re⸗ 
ierung jetzt zu einer beſſeren Einſicht gelangt iſt. Uebrigens wird das 
Arbitragegeſchaft durch die Sätze der Commiſſion keineswegs beeinträchtigt, 
da abgeſtempelte Actien im Inland wie im Ausland einen beſſeren Werth 
repräſentiren als ungeſtempelte und alſo der Stempelbetrag dadurch hin⸗ 
reichend gedeckt wird. Ich halte demnach die Commiſſionsvorſchläge für 
völlig richtig und bitte dieſelben anzunehmen. 5 a 5 

3 Abg. Richter (Hagen): Ich habe Namens meiner Freunde eine Er⸗ 
klärung zu dieſem und den folgenden Tarifabſchnitten abzugeben. Wir 
werden gegen dieſe Steuern ſtimmen, ohne im Einzelnen zu unterſuchen, 
ob unter anderen Verhältniſſen wir nicht mehr oder weniger veranlaßt ſein 
könnten, für dieſe oder jene dieſer Steuern zu ſtimmen. Wir wollen über⸗ 
haupt keine neuen Steuern im Reiche und die Steuerlaſt im Ganzen nicht 
permehren. Die Clauſel, daß die Erträge den Einzelſtaaten überwieſen werden 
ſollen, kann uns nach den bei der letzten großen Steuerbewilligung ge⸗ 
machten Erfahrungen nicht tröͤſten. Man ſoll nicht neue Steuern einführen, 
nur um das Syſtem auszubauen, weil man auf dieſe Weiſe von einem 
Ausbau zum anderen kommt und damit zu einer fortgeſetzten Steuerver⸗ 
mehrung. Neue Steuern ſollten deshalb nur eingeführt werden, unmittel⸗ 
bar mit der Aufhebung beſtehender Steuern. Urſprünglich wurden auch 
dieſe Steuern nur angeregt in Verbindung mit der ben a des Im⸗ 
mobilarſtempels u. dgl. Im Jahre 1873 ſollten die elben als Compenſa⸗ 
tion dienen für die Aufhebung des Salzzolles. Inzwiſchen ſind im Reiche 


gegeben und läßt angeſichts der umfangreichen Realiſationen, die in der 


ſpeculgativen Elemente geboren werden, nun nach flüchtigem Beſtande ſofort der 


ſchluſſes der Laura⸗Geſellſcha 


tionsverkehr nahm heute eine größere Ausdehnung an, und das von der 


JJC 
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viele neue, drückende Steuern eingeführt worden. 
des Spſtems willen immer neue Steuern dazu nehmen, ohne Zug um Zug 
eine Verminderung beſtehender Steuern herbeizuführen, ſo würde man es 
ſich finanziell erſchweren, die neu eingeführten Zölle zu beſeitigen. Mit zu 
den drückendſten Zöllen gehört der Petroleum zoll Wenn Sie uns im 
Rahmen dieſes Geſetzes die Abſchaffung des letzteren vorſchlagen, ſo würde 
ſich unſere Stellung gegenüber einzelnen dieſer Steuern weſentlich anders 
geſtalten. So lange aber ein Antrag auf Aufhebung eines ſolchen Zolls 
keine Ausſicht hat, können wir auch nicht für irgend eine neue Steuer 
ftimmen. Im Einzelnen empfiehlt Redner noch die Befreiung der Com⸗ 
munalpapiere von Ss betalen i ö 970 Communen würden auch vom 
eich immer neue Mühewaltungen auferlegt, ohne d i 
digg duke I ie „ 10 enſelben irgend welche 
5 g. Streit: Im Königrei achſen beſtehe die Einri 
1 Papiere, namentlich kommunale Schuldberſchrechungen ech 9 5 
weile, ſondern im Ganzen zur Abſtempelung gelangen könnten; er bitte 
die Reichsregierung, zu beſtätigen, daß auch bei dieſen Papieren eine An⸗ 
rechnung des bereits gezahlten Landesſtempels erfolge. 5 : 
Bundesraths 15 der le Girth: Die leichtere Uebertragbarkeit und 
ſonſtigen Vorzüge der Actien gegenüber den gewöhnlichen Schuldver⸗ 
ſchreihungen laſſen eine höhere Beſteuerung der erſteren zuläſſig Fal d 
Fall ohne 


vor Allem vollzieht ſich die Uebertragung derſelben in jedem 
während gewöhnliche Schuldperſchreibungen bei jeder Ceſſton 


Wollte man nun um 


ee ne 
einer Beſteuerung unterliegen. Wie erheblich beiſpielsweiſe der Hypothekar⸗ 
Credit bei uns belaſtet iſt, che Sie daraus, daß im Falle der a 
einer Schuld in das Grundbuch, ſowie der Ceſſion derſelben, die Stempel⸗ 
gehühren bei einem Betrage don 1000 Mark Mark 10 Pf., alſo 
2,21 pro Mille ausmachen. Der Vorſchlag der Commiſſion, in⸗ 
ländiſche Schuldverſchreibungen mit 2 pro Mille zu beſteuern, wird durch 
den weiteren Beſchluß, wonach von einzelnen Klaſſen von Renten⸗ 
und Schuldverſchreibungen, namentlich ſolchen der Communen und Com⸗ 
munalverbände, der Hypothekenhanken, Transport⸗Geſellſchaften u. f. w., 
nur 1 pro Mille an Stempel erſſoben werden ſoll, fait gegenſtandslos ge⸗ 
macht: der finanzielle Effect des Geſetzes würde dadurch ſehr beeinträchtigt 
werden. In den Zwecken, zu denen die Communen ihre Anleihen aufneh⸗ 
men, kann ich keinen hinreichenden Grund zu einer ſo weitgehenden Er⸗ 
mäßigung erblicken; es ſind keineswegs immer gemeinnützige, er viel⸗ 
fach auch reiue Erwerbszwecke. Gleich ungerechtfertigt iſt der Vorzug, den 
Sie den Hypothekenbanken und den Transportgeſellſchaften einräumen 
wollen. Wenn der Abg. Richter die Communen mit ihren Anleihen ſogar 
ng befreien will, jo weiſe ich dem gegenüber darauf hin, daß ſchon die 
orſchläge der Commiſſion die Communen günſtiger ſtellen als dieſelben 

gegenwärtig ſtehen. Dem Abg. Streit beſtätige 05 daß in dem von ihm f 
berborgehobenen Falle der Landesſtempel auf den Reichsſtempel anzurechnen 1 
ſein würde. Aus welchem Grunde ausländiſche Actien anders be⸗ 
handelt werden müßten als inländ. ift mir auch aus den Auührungen des 
Abgeordneten Sonnemann uicht klar geworden; genießen doch beide 
völlig gleichen Rechtsſchuz. Es würde in der Bevölkerung nicht 
verſtanden werden, wenn Sie zu Gunſten einzelner derartiger Ge⸗ 
ſchäfte in der ordentlichen Behandlung der tnländiſchen und ausländiſchen⸗ 
Actien einen Unterſchied machen wollten. Es iſt eine einfache Forderung 
der Gerechtigkeit, dieſe ausländiſchen Effecten generell mindeſtens micht beſſer 
zu ſtellen, als die gleichartigen inländiſchen. Eine Schädigung der Arbi⸗ 
tragegeſchäfte wird keineswegs eintreten, umſoweniger iſt daher auch an eine 
Herabminderung der Telegraphengebühren zu denken, die der Abg. Sonne⸗ 
mann befürchtet hat. x a 

In der Abſtimmung wird der Antrag Hermes abgelehnt und die Nr. 1 
nach dem Vorſchlage der Commiſſion genehmigt. 

Die weitere Debatte wird vertagt. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte San Sonnabend 11 Uhr. (Fortſetzung. 
der zweiten Berathung der Stempelſteuer, Geſetzentwürfe wegen Aenderung 
des Zolltarifs nebſt den auf den Zolltarif bezüglichen Petitionen.) 


Handel, Induſtrie ꝛc. 4 

Berlin, 27. Mai. [Börſe.] Die Gewißheit, daß die bezüglich der be⸗ & 
vorſtehenden Ultimo⸗Liquidation gehegten Befürchtungen in Folge der zu⸗ 
nehmenden Flüſſigkeit des Geldſtandes, für welche der heute publicirte Aus⸗ 
weis der Reichsbank ein ſo beredtes Zeugniß ablegt, ganz und gar hinfällig 
geworden ſind, hat der Speculation einen Theil ihrer Schwungkraft zurück⸗ 


22 


x 
* 


N 


. SR 


orwoche ſtattgefunden haben, die Bahn zu einer erneuten Aufwärtsbewegung 
geebnet erſcheinen. Wie ſehr die Neigung zur Hauſſe unverändert fortbeiteht, 
beweiſen die nach Legion zählenden Gerüchte, welche tagtäglich über Con? 
verſions⸗ und Emiſſionsprojecte von dem phantaſiereichen Hirne der 


Vergeſſenheit anheimzufallen. Die ſeit mehreren Wochen dominirenden 
Bankwerthe, ſpeciell die öſterreichiſche Creditactie, ſowie Disconto⸗Com⸗ 
manditantheile ſtanden auch heute im Vordergrunde des allgemeinen 59 
a da man die beiden, reſp. Inſtitute mit dem Nimbus neuer Zus 
kun tsgeſchäfte zu umgeben wußte. In zweiter Linie ſtanden die ruſſi⸗ 
ſchen Valeurs, welche auf Grund des entſchiedenen Dementi, welches die 
von engliſchen Blättern verbreiteten alarmirenden Nachrichten über die 
inneren ruſſiſchen Verhältniſſe von öſterreichiſcher Seite erfahren haben, zu 
erhöhtem Preiſe in regem Verkehr ſtanden. Im Uebrigen war die Geſchäfts⸗ 
fehr fer weniger lebhaft als in den Vortagen, doch herrſchte überall eine 
ſehr freundliche Tendenz. Als alleinige Ausnahme nach dieſer Richtung 
hin ſind die Montanwerthe 15 nennen, welche auf Grund des Quartalab⸗ 

[ l | t, deſſen Reſultat den Erwartungen der Specu⸗ 
lation nicht entſprach, in ſchwacher Haltung umgingen. Der Prolonga⸗ 


Liquidation unabhängige Geſchäft wurde durch denſelben beeinträchtigt. 
Allem Anſchein nach wird die Regulirung diesmal mit ebenſo wenig 
Schwierigkeiten verbunden fein wie in den letzten Monaten, denn Geld für- 
Ultimozwecke bleibt andauernd flüſſig. 

Coupons. (Courſe nur für Poſten.) Oeſterr. Silberr.⸗Coup. 174,20 bez. 
do. Eiſenbahn⸗Coupon 174,20 bez., do. Papier in Wien Nabe min. 30 Pf. 
k. Wien, Amerik. Gold⸗Doll⸗Bonds 4,20 bez., do. Eiſenbahn⸗Prioritäten 
4,20 155 do. Papier⸗Dollar 4,20 bez., / New⸗Nork⸗City 4,20. 
bez., Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier u. berl. min. 60 Pf. 
k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 60 Pf. Warſchau, Ruſſ. Zoll 20,555—56 bez. 
1822er Ruſſen —, Gr. Ruſſ. Staatsbahn —, Ruſſ. Boden⸗Credit —, War⸗ 
ſchau⸗Wiener Comm. —, Warſchau⸗Terespol —, 30% u. 5% Lombarden 
min. — ae aan 85 en zahlbar a it 19 10 ice un 
min. — Pf. Amſterdam, weizer min. — Pf. Paris, Belgiſche min. — 
Pf Bruſsel, Verl. oe 29.40 ber ER 


Breslau, 28. Mai, 9½ Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heu⸗ 
tigen Markte war im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei mäßigem 
Aush Preiſe er Ef 50 fl scene 
eizen, zu notirten Preiſen gut verkäuflich, per 1 ilogr. ſchleſiſcher 
weißer 20,80 bis 22,20 —23,00 Mark, gelber 20,10—21,60 bis 22,00 Hr 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 5 . a a 
Roggen, bei mäßigem Angebot unverändert, per 100 Kilogr. 20,600 

bis 21,50 bis 21,70 Mank, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. N 
Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 14,60—15,70 Mark, weiße “u 

16,40 bis 17,00 Mark. 1 
Dale: mehr En per 100 Kilogr. 15,20—15,40 bis 16,00—16,40» N 

Mark, feinster über Notiz bezahlt. 

Mais preishaltend, per 100 Kilogr. 13,80 —14,20—14,40 Mark. 
Erbſen in fefter Stimmung, per 100 Kilogr. 18,00 — 19,00 bis 20,80 

Mark, Victoria⸗ 21,00 —22,00 22,50 Mark. 
Bohnen ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 18,50 19,50 — 20,00 Mark. 
Lupinen mehr zugeführt, per 100 Kilogr. gelbe 11,50 —12,00 bis 

12,75 Mark, blaue 11,30 —12,00—12,50 Mark. 

Wicken in ruhiger Haltung, per 100 Kilogr. 13,40—14,00— 14,50 Mark. 
Oelſaaten ohne Zufuhr. a 
Schlaglein ſchwach zugeführt. 0 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
27 30 26 24 75 


Schlag⸗Leinſaat ... 27 = 
nel en 24 50 23 50 23 — 
Winterrübſen 23 78 23 — 22 
Sommerrübſen .. 24 50 DB 2 75 * 
Lei e 1 50 Miloae. 940 bis 60 Matt, fende 
einkuchen gut behauptet, per ilogr. 9,40 bis 60 Mark, fremde 
8, 408,80 Mark. . 
Rapskuchen preishaltend, per 50 Kilogr. 6,90—7,10 Mark, fremde 
6,50—6,70 Mark. 


Kleeſamen ohne Umſatz, rother nominell, per 50 Kilogr. 33—36 

7 Di Mark, weißer nominell, 35—45—55—60 Mark, hochfeiner 
er Notiz. 
Tannenklee ſchwacher Umſatz, per 50 Kilogr. —44— 4838 Mark. 


* Russ. Poln,Schatz-Obl, 


- Bumänische Anleihe 


Türkische Anleihe 


Mark, Roggen fein 


Roggen⸗Futtermehl 12—1 


Weizenklei 


45 1 


Thymothee ohne Aenderung, per 50 Kilogr. 23—25—27 Mark. 
Mehl ohne Aenderung, per 108 Kilogr. Weizen fein 31,25—32,00, 
0 Mark, Hausbacken 31,50—32,50 Mark, 
e 9,75—10,25 Mark. 


Heu 3,00—8,40 Mark per 50 Kilogr. 


Roggenſtroh 29,00—30,00 Mark per Schock à 600 Kilogr. 


Berliner Börse vom 27. Mai 1881. 


Fonds- und Geld-Course. 


Deutsche Reichs- Anl, 
Consolidirte Anleihe 4½ 

do. do. 1876. 4 
Staats-Anleine 4 


Btaats-Schuldscheine . 3½ 98 75 bz 
Präm.-Anleihe v. 1855. 3½ 154 50 bz 
Berliner Stadt-Oblig.. 4½ 101 10 G 
Berliner 41/9104 60 bz 
Pommersche... q 31½ 92 50 G 
do. . 4 100 80 bz 

4% 102,10 bz 


do. 93050 
do. Lndch. Ord 41½ 
Posensche neue, . 4 
Sehlesische .. .. 
Lndsch. Central. 4 
Kur- u. Neumärk. 4 
Pommersche . 4 
Posensche 4 
Preussische . 4 
Westfäl. u. Rhein. 4 
Sächsische 4 
Schlesische. 4 
4 
4 
4 
3 
3 


Pfandbriefe, 


Rentenbriefe, 


Badische Präm.-Anl, . 
Baierische Präm.-Aul. 
$ do. Anl.v.1875 
Cöln-Mind,Prämiensch |: 
Sächs. Rente von 1876 


= 


Hypotheken-Certificate. 


KruppschePartial-Obl. |5 
Unkb. Pfd. d. Pr. Hyp.-B. 4½ 
de, do. 5 
DeutscheHyp.-Bk.-Pfb 4½ 
do. do. - do. 5 
Kündbr.Cent.-Bod.-Cr. |41/o 
Unkündb. do. (1872 
do, rückzb. à 11 
do. do. do. 
Vnk. H. d. Pr. Bd.-Ord. B. 
Kündb.Hyp. Schuld. do. 
Hyp-Anth. Nord. G-C-B 
do do, Pfandbr. 
Pemm. Hyp.-Briefe, . 
do, do. II. Em. 
Goth. Präm.-Pf. I. Em. 
do. do. II. Em. 
40.5% Pf. rkzlbr. m. 110 
d. 4½ do. do. m. 110 
Meininger Präm.-Pfdb, 
Pfdb. d. Oest. Bd.-Or. -G. 
Schl. Bodener.-Pſdbr. 


do. do. 
gBüdd. Bod.-Ord.-Pfdb. 


ANA 
ST 


do, do. Allg 


Ausländische Fonds. 
‘Dest.Silber-R.il./1.1.]7:) 41 9209 55 


do. @./s4.J1o- 
do. Goldrente . 4 
do, Papierrente .. 4½ 
do, 54er Präm.-Anl. . 4 

do, Lott.-Anl. v. 60.5 
do, Credit-Loose . . fr. 
do. 64er Loose... fr. 
Russ. Präm.-Anl. v. 64 
do. do. 1866 
do, Orient-Anl. v. 1877 
do. II. do. v. 1878 
do. III. do. v. 1879 
do. Engl v. 18711. 
do. do. v. 1872. 
do. Anleihe 1877. 
do, do. 1880... 
do, Bod.-Cred.-Pfdbr. 
d0. Cent.-Bod.-Cr.-Pfd 


Poln. Pfndbr. III. Em, 
Poln. Liquid.-Pfandbr. 
Amerik. rückz. p. 1881 
\ do. 50% Anleihe. 

Ital. 50% Anleihe 
Raab-Graz. 100 Thlr.-L. 


Rumän. Staats-Oblig. 


Ungar. Goldrente,.. 
do. Papierrente . 
do. Loose (M. p. St.) 

Ung. Invest,-Anleihe . 


MN M Nenne 


Ung. 5% St.- Eisnb.-Anl. |5 | 
Finnische 10 Thlr.-Loose 50,60 bz 


Türken-Loose 51,75 bz 


Eisenbahn-Prioritäts-Actien. 


Berg.-Märk. Serie II. . 41, 
do. III. v. St. 3 ½ g. 31½ 

do. do. VI. 41 

do. Hess. Nordbahn 5 
Berlin-Görlitz conv. . 4½ 


do. Lit. B. Al, 

do. Lit, C. 4½ 

Bresl.-Freib, Lit. DEF. 4½ 
AR do. G. 4405 


do. do. H. 4½ 
40. do. 3.141) 
“do, do. K. 41½ 
do. von 1876 |5 
Breslau-Warschauer .|5 
Cöln-Minden III. Lit. A. |4 
do, . Lit. B. 4½ 

do. 0 
do. 7 
Halle-Sorau-Guben . . 41, 
Märkisch-Posener . . 41 
Niederschles.-Märk. I. 1 
4 
4 
4 


do. do. II. 
do. Obl. I. u. II. 
do. Obl. III. 
Oberschles. K. 


do. B.. 3 
do. C. 44 
do, Diese siehe 4 
do, Einen 31 
do, Eule nei 40 


d, Fon 1878 4 
do. von 1874 . 41 


40. Lon 1819 4105 cc bz 
do. von 1880 . 4½ 104.90 B 
do. Brieg-Neisse 4½ — — 


de, Cosel-Oderb. 5 
do. Starg. Posen 4 


do, do. II. Em. 4% 


do. do. III. Em. 41 


2 
do, Ndrschl.Zwgb. 1% 91,50 8 
Ostpreuss. Südbahn . 4½ 
Rechte-Oder-Ufer-B. 4½ 
Schlesw. Eisenbahn . 4½ — — 


Charkow-Aso W gar. 45 
do. do. in Pfd. Strl. 5 
Charkow-Kremen, gar. 5 
do, do. in Pfd. Strl. 5 
Rjäsan-Koslow gar.. 45 
5 

5 


Dux-Bodenbach ... . 
do, II. Em. 5 
rag Dun fr. 66 


Gal. Carl-Ludw.-Bahn 5 
do. do. neue 5 
Kaschau-Oderberg.. 5 


do. Gold-Prior. . 45 
Ung, Nordostbahn . . 5 
Ung. Ostbahnn . 45 
Lemberg- Czernowitz. 5 

do, do. 11.15 

do do, III. 5 

do do. IV.|5 


Mährische Grenzbahn |5 
Mähr.-Schles.Centralb, fr. 
Kronpr.Rudolf-Bahn .|5 
Oesterr,- Französische |3 
do, do. II. 3 
do. südl. Staatsbahn 3 
do. neue 3 

do, Obligationen 5 
Rumän, Eigenb.-Oblig. 6 
Warschau-Wien II. 5 

\ do. III. 5 
a0, 8 

do. 8 

do. VI. 48 


2 


— 
= 


„ 
S 
= 


1103,60 bs 


Wechsel-Course. 
Amsterdam 100 FI. 
di 


do. 


0. 988 
London I L str. 
do. H 
Paris 100 Fres . 


do. do, 
Peter. 
do, do, 


Kurh. 49 Thaler-Loose 292.00 bzB 
Badische 35 Fl.-Loose 198,50 bz 


sburg 100 R. 
Warschau 100 R. 


A e 


Braunschw. Prämien-Anleihe 99 90 G 


Oldenburger Loose 152,0 B 


Ducaten — — 
Sover. 20,415 bz 
Napoleon 16,21 bz 
Imperials 16,69 G 


Dollar 4,275 bz 

Oestr. Bkn. 174,00 bz 
Silbergd. — — 
Russ. Bkn. 206,25 oz 


Eisenbahn-Stamm-Actien. 


Divid, pro | 1879 | 1880 
Aachen-Mastricht, | 3% 
Berg.-Märkische. . | 41, 


Berlin-Anhalt ...|5 
Berlin- Dresden 0 
Berlin- Görlitz. 0 


Berlin-Hamburg . 12½ 


Berl.-Potsd-Magdb 4 


Berlin-Stettin .. | 43/4 


Böhm. Westbahn. 
Bresl.-Freibbbbd. 
OCöln- Minden 
Dux-Bodenbach. B 
Gal. Carl-Ludw.-B. 
Halle-Sorau-Gub. . 
Kaschau-Oderberg 
Kronpr. Rudol£b, . 
Ludwigsh.-Bexb. . 
Märk.-Posener... 
Magdeb.-Halberst. 
Mains-Ludwigsb. 
Niederschl.-Märk. . 
Oberschl. A. C. D. E. 
do. . 9803 
Oesterr,-Fr. St.-B. 6 
Oest. Nordwestb. 4 
Oest. Südb.(Lomb.) 0 
Ostpreuss. Südb. 0 


28888 


SSS 


Rechte-O.-U.- B. 78/10 


Reichenberg-Pard. 4 
Rheinische 7 
do. Lit. B. (4% gar.) | 4 
Rhein-Nahe-Bahn | 0 
Rumän.Eisenbahn | 33]; 
Schweiz Westbahn 0 
Stargard-Posener 4½ 
Thüringer Lit. A. | 81/g 
Warschau- Wien . 112 
Weimar-Gera... .| 4ljg 


Eisenbahn-Stamm-Priori 


Berlin- Dresden 0 5 59,70 bzG 
Berlin-Görlitzer „| 8½ 5 86,50 bz& 
Breslau- Warschau 0 5 55,90 bz 
Halke-Sorau-Gub, . | 3½ 5 100,40 bz 
Kohlfurt-Falkenb. 0 5 48,50 8 
Märkisch - Posener | 5 5 104,90 bzG 
Magdeb.-Halberst. | 31/g 3½ — — 
do. Lit. C.|5 5 126,10 bzG 
Marienbrg.-Mlawa | 5 5 | 98,50 bzB 
Ostpr, Südbahn .| 5 5 | 86,00 bz. 
Oels-Gnesen, .„..| 0 5 | 46,24 bzG 
Posen-Kreuzburg . | 231; 5 | 70,90 bzG 
Rechte-O.-U.-B.. . | 730 71½ 25 149,00 bzG 
Rumänier, ... 8 8 — — 
Saal- Bahn 0 5 | 67,10 bz 
Weimar-Gera ...| 8 5 | 37,00 bzG 
Bank-Papiere. 
Allg. Deut. Hand.-G.] 4 | 88,00 bzG 
Berl. Kassen-Ver. | 89/1 185,00 bzG 
Berl, Handels-Ges. | 5 5½ 4 108,40 bzG 
Brl. Prd.-u.Hdls.-B. 4½ 4 | 79,00 B 
Braunschw, Bank | 4½ | 42, 4 | 95,50 B 
Bresl. Disc.- Bank. 51, 6 4 102,00 etbzG 
Bresl. Wechslerb. 6 6 4 103,60 8 
Coburg.Cred,-Bnk, | 5 3 4 | 90,10 bad 
Danziger Priv.-Bk, | 5 | 51, 4 109,25 8 
Darmst, Creditbk. | 9½ 9½ 4 164,10 bzG 
Darmst. Zettelbk. 51/, 51½ 4 109,00 bzB 
Dessauer Landesb. | 6½ 7 4 121,50 B 
Deutsche Bank . 9 10 4 164,30 bzG 
do. Reichsbank 5 > 4½ 150,50 bz8 
do. Hyp.-B. Berl. 6 4 | 9.00 8 
DisceComm.-Anth. 10 4 224,50 bz 
do, ult. 10 4 1222.75-24,50 
Genossensch.-Bnk. | 7 4 [123,00 bzB 
do. junge 7 4 | — — 
Goth. Grundcredb. | 5 4 | 97,09 B 
do. Junge 5 4 | 95,75 bzG 
Hamb. Vereins-B. | 7 4 | — — 
Hannov. Bank. ..| 41a 24 107,00 bzB 
Königsb. Ver.-Bnk. | 5 4 | 97,75.6 
Lndw.-B. Kwileeki| 42], 4 172,00 8. 
Leipz, Cred.-Anst. 10 4 156,50 bzG 
Luxemburg. Bank | 10 4 139,25 bzB 
Magdeburger do. 5½ 5 4 115,50 bz 
Meininger do. 0 4 100,50 bzB 
Nordd, Bank ...| 10 4 174,00 bz& 
Nordd:Grunder.-B. | 0 4 | 66,50 bag 
Oberlausitzer Bk. 48 Is 4 | 94,40 G 
Oest. Cred,-Actien 11½ 4 1625,00-625,50 
Posener Prv. Bank | 7 2 4 120.25 bzG 
Pr. Bod.-Or. Act.-B. 0 4 110,30 bz 
Pr, Cent,-Bod.-Crd, | 9½ 4 0 
Preuss. Immob.-B. | — 4 119,50 bzG& 
Sächs. Bank 6 6 4 122.60 bzG 
Schl. Bank-Verein | 6 4 [110,50 bz& 
Wiener Unionsbk. | 6 e 
In Liquidation. 
Centralb.f.Genoss. | — | — IM] 1250 6 
Thüringer Bank. . | — — E 13700 B 
Industrie-Paplere. 
D. Eisenbahnb.-G. 0 4.50 bz 
Märk. Sch. Masch. G 0 29,75 bz 
Nordd. Gummifab, | 1½ 48,00 G 
Pr. Hyp.-Vers.-Act. 2 91,00 bz& 
Schles. Feuervers. 22 „1070 B 
Bismarckkütte | 12 — 102,00 bz& 
Donnersmarkhütt. 115 | — 53,00 bz 
Dortm. Union — 11,25 bzB 
do. St.-P.Lit. A. 2 — 82,60 bed 
Königs- u. Laurah. 6/᷑ | — 108,30 bz 
Lauchhammer 0 — 28,50 B 
MHarienhütte 4 — 71,00 8 
Cons. Redenhütte. | 8 — 105,00 G 
do. Oblig. | & 6 103,00 bzB 
Schl. Kohlenwerke | — — 111,50 B 
Schl.Zinkh.-Actien | 5½ 5½ 97,00 B 
do! St.-Pr.-Act. 51, 5½ 103,75 & 
do. Oblig. 5 5 106,50 & 
Oppeln. Portl. Cem. 4½ 66,00 bzG 
Groschowitzer do. 4 76,75 bzG 
Tarnowitz. Bergb. 0 61,75 bzB 
Vorwärtshütte, .. | 0 27,00 bz 
Bresl. E,-Wagenb. | 3½ 88,30 bz& 
do, ver. Oelfabr. 71/, 83,00 etz 
do. Strässenb. .| 6¼ 134,00 B 
Erdm. Spinnerei. 0 33,00 bz& 
Görlitz. Eisenb.-B. | 3 83,00 bz& 
Hoffm.'s Wag.-Fabr 2 49,00 B 
O.-Schl. Eisenb.-B. 0 38,50 bz 
Schl. Leinenind.. 6 97,00 B 
do. Porzellan. .| 2 24,25 bz 
Wilhelmsh. MA.. 0 32,00 etbzG 
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46,00 bz 
115,90 bz 
126,75 bd 
21,50 bzB 
25,00 bz 
261,00 bzG 


118,50 bzB 
131,75 bz 


141,50 bzG 
135,75 bz 


167,75 bzG 
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355,00 bz 


297,00 8 


4½ 51,20 bz 


täts-Actien. 


Lombard-Zinsfuss 5 pCt. 


614,00-629 00 


; 5 Zelegramme 5 

5 Aus Wolff's telegraphiſchem Bureau.) : 

Hamburg, 27. Mai. Eine Mittheilung des Senates lautet: 
In ſeiner Mittheilung vom 2. Mai mußte ſich der Senat auf die 
Erklärung beſchränken, daß er außer Stande ſei, den Auskunfts⸗ 
erſuchen der Bürgerſchaft zu entſprechen ſo lange die Verhandlungen 
nicht abgeſchloſſen ſeien. Nachdem dem Senat nunmehr von den 
Commiſſarien berichtet worden, daß eine Vereinbarung zu Stande 
gekommen und unter Vorbehalt der Genehmigung des Reichskanzlers 
und des Senats geſtern unterzeichnet, auch erſtere bereits ertheilt 
worden, verfehlt der Senat nicht, die Bürgerſchaft hiervon zu benach⸗ 
richtigen und derſelben von dem hauptſächlichen Inhalt des Abkom⸗ 
mens eine vorläufige Mittheilung zu machen, und vor Allem hervor⸗ 
zuheben, daß ein für die Zwecke des Großhandels und der Export⸗ 
Induſtrie beſtimmter Freihafenbezirk Hamburg dauernd verbleibt, und 
dieſer Freihafenbezirk unter den Schutz des Artikel 34 der Reichs⸗ 
verfaſſung geſtellt wird. Der Freihafenbezirk umfaßt die Vorder⸗ 
elbe bei Hamburg, den Hafen, die Duaianlagen und einen von 
Hamburg noch näher zu beſtimmenden Theil zwiſchen den Quai⸗ 
anlagen und vom Binnenhafen nach dem Oberhafen ſich er⸗ 
ſtreckenden Tleethzug belegenen Straßen und Häuſercomplexe, ſowie 
der Stadt gegenüber belegenen Elbinſeln; innerhalb dieſes lediglich 
von außen zollamtlich zu bewachenden Bezirks iſt die Bewegung der 
Schiffe von jeder Zollcontrole befreit und die unumſchränkte Anlegung 
von induſtriellen Großbetrieben geſtattet; auch den im künftigen Zoll⸗ 
gebiet belegenen Exportinduſtrien ſind die für den Fortbetrieb erforder⸗ 
lichen Erleichterungen in Ausſicht geſtellt, namentlich ſollen den für den 
Export arbeitenden Sprit⸗ und Hefe-⸗Fabriken der Fortbetrieb zunächſt 
auf zwölf Jahre nach erfolgtem Abſchluß ermöglicht werden. — 
Den zweiten gleich wichtigen Punkt betrifft die Handhabung der Zoll⸗ 
verwaltung. Dieſelbe wird mit dem Eintritt des Zollanſchluſſes, 
welcher auf den Zeitpunkt nach dem 1. October 1888 feſtgeſtellt 
worden, auf Hamburg übergehen, mithin unter der oberen Leitung 
des Senats ausſchließlich durch Hamburgiſche Behörden und Beamte 
geführt werden. Die Zollſtelle an der Elbegrenze bei Hamburg tritt 
unter hamburgiſche, diejenige an der Elbgrenze bei Cuxhafen unter 
preußiſche Zollverwaltung. Die vertragsmäßige Zuſicherung der Be⸗ 
nutzung von der Zollflaggenleuchte für die von und nach Hamburg 


fahrenden Seeſchiffe iſt bei der für den Bundesrath ausſchließlich in] R 


Anſpruch genommenen Competenz zur Regelung derartiger Fragen 
nicht ertheilt worden, jedoch unter gleichzeitiger Bezugnahme auf 
die Thatſache, daß die Frage durch Bundesraths⸗Beſchluß ganz 
im Sinne der hamburgiſchen Wünſche bereits geregelt ſei. — 
In Bezug auf die Reviſion und Abänderung der Zollregulative und 
der Vorſchriften für die Zollabfertigung ſind nicht nur weitgehende 
allgemeine Zuſicherungen gemacht, ſondern die Vertreter des Reichs⸗ 
lanzlers haben hinſichtlich der für Hamburg wichtigen, von den hamburgi⸗ 
ſchen Commiſſarien im Einzelnen bezeichneten Punkte noch beſonders erklärt, 
daß die Reichsregierung gegen die als erforderlich bezeichneten Er⸗ 
leichterungen und Ausnahmen principielle Bedenken nicht zu erheben 
habe, und daß der Reichskanzler im Allgemeinen keinen Anſtand neh⸗ 
men werde, beim Bundesrath die Berückſichtigung derſelben zu befür⸗ 
worten. Was endlich die Koſten der durch den Zollanſchluß veran⸗ 
laßten Bauten ꝛc. betrifft, jo wird das Reich die Hälfte derſelben bis 
zum Maximalbetrage von 40 Millionen Mark übernehmen. Die Mo: 
dalitäten und Ausführungen bleiben indeß Hamburgs eigenem Er⸗ 
meſſen überlaſſen. Außerdem fällt Hamburg der Geſammtertrag der Nach⸗ 
ſteuer zu. Der Senat wird den Wortlaut der Vereinbarung nebſt 
dem dazugehoͤrigen Protokoll der Bürgerſchaft baldthunlichſt mit ſeiner 
Aeußerung zugehen laſſen. In dem Begleitſchreiben zu der Mitthei⸗ 
lung ſpricht der Senat die Meinung aus, daß durch dieſelbe auch 
das Erſuchen des Dr. Griechen um Auskunft Erledigung gefunden 
haben dürfte. Die Bürgerſchaft nimmt die Mittheilung zur Kenntniß 
und vertagt ſich auf Mittwoch. 

Peſt, 27. Mal. Die liberale Reichspartei nahm in der Abend⸗ 
ſitzung den Geſetzentwurf über die Regelung der Handels- und Ver: 
kehrsbeziehungen zum Deutſchen Reiche an. Tisza theilte mit, das 
Kaiſerpaar trifft Dinstag ein. — Der Reichstag wird Mittwoch oder 
Donnerstag mit der Thronrede geſchloſſen. 


Cahors, 27. Mal. Bei der Einweihung des Denkmals für die 
1870 gefallenen Mobilen des Departements Lot hielt Gambetta eine 
Rede, worin er ſagte: 

„Man mäle beſonders die im Unglück bei der Niederlage Gefallenen 
ehren, welche hoffnungslos ihr Blut hingaben. Man müſſe aus dem Denk⸗ 
ſtein aber auch ein Beiſpiel für die künftigen Generationen hervorgehen 
laſſen, aber beruhigen Sie Sich — nicht ein Beiſpiel noch Lehre in der 
Angriffs-, Abenteuer⸗ oder Eroberungspolitik — nein, nein, wenn dieſes 
Denkmal mit unwiderſtehlicher Gewalt etwas ſagt, ſo ſagt's, daß dieſe 
Todten fielen, weil die Nation in unheilvoller Stunde 0 voll und ganz 
in die Hände eines einzigen Mannes gab.“ (Lebhafter Beifall.) Gambetta 
wies auf das Einvernehmen aller Wan während des Krieges hin und 
bedauerte, daß daſſelbe nicht auch bei Berathung der neuen Regierungsform be: 
ſtand. Das Eindernehmen wachſe indeß täglich trotz des Widerſtands des General⸗ 
ſtabs der ohnmächtigen Parteien. Aber erinnern wir uns, ſeien wir nach⸗ 
ſichtig gegen einander, weil Kataſtrophen, wie diejenige, woran wir erinnert 
werden, das Volk nicht heimſuchen, wenn es nicht einen gemeinſamen Fehler 
giebt. Die Einen ſündigen durch Uebermaß der Schwäche, die Anderen 
durch Uebermaß der 90 und des Despotismus, die Majorität durch 
ſtrafhare Indifferenz; aber Alles erhält feinen Lohn in der Geſellſcaft und 
der Geſchichte. Wir haben heute zwei Bürgſchaften, daß der Degen Frank⸗ 
reichs in der Hand eines Abenteurers weder ein Werkzeug für Unterdrückung 
nach innen, noch ein Werkzeug eines illegitimen Angriffs nach außen 
werden kann. Die erſte Bürgſchaft iſt der obligatoriſche Militärdienſt, die 
zweite, daß nichts og n teden und Krieg beſchloſſen werden kann, außer 
durch den Willen des Volkes (Beifall). Seien Sie e t, daß, wenn die 
Armee die erſte Sorge aue J iſt, dies nur der Fa if, weil die Armee 
Frankreich ſelbſt iſt in ſeiner Jugend und ſeiner Zukunft, Frankteich aber 
entſchloſſen ſein würde, d zu behaupten, denn es bedarf beſonders 
des Friedens. Glauben Sie Denen nicht, welche ſagen, daß die größte für 
die Ehre leidenſchaftlich eingenommene Armee eine Friedensgefahr ſei. Lange 
dauerhafte Friedenszeiten beruhen auf der Macht derſelben nationalen Orga⸗ 
nifation. Seien Sie dieſes Friedens gewiß. Welche Gerachte man auch 


Ihnen zu Ohren bringe, weil Sie Herren ſind, kann nichts ohne den Willen 


der Nation geſchehen. Was Frankreich will, wollen auch die Republikaner: 


Ordnung, Frieden in Freihatt, in EEE um die Entwickelung des fran⸗ 
tiſcher Beifall, Hochs auf Gambetta, 


zöſiſchen Genius zu ſichern. (Enthuſia 
die Republik, Frankreich und Vie Armee.) 


Petersburg, 27. Mu. 


ſandte, Horvatowitſch, ſein Beglaubigungsſchreiben. 


London, 27. Mai, Nachts. Oberhaus. Delawar wünſcht Auf⸗ 
ſchluß über die Regierungspolitik, betreffend Tunis. Granville er: 
widert, wenn der allgemeine Wunſch nach einer Debatte oder die 
Abſicht, ein Mißtrauensvotum einzubringen, beſtände, ſei die Regierung 
zur vollſten Debatte bereit; mit wöchentlichen Discuffionen über die 

mit großer Delicateſſe zu behandelnde Frage werde aber den freund⸗ 


ſchaftlichen Beziehungen Englands zu Frankreich nichts genützt. 


Salisbury ſchließt ſich Granville's Anſicht an. England habe kein 
ſolches Intereſſe an der Frage, daß daſſelbe eine Spannung der 


freundſchaftlichen Beziehungen zu Frankreich rechtfertigen würde. 


1 


4% 100, 75 Br. Schleſiſche Rentenbriefe 4% 1 


Der Großherzog von Oldenburg hat 
geitern von Zarskoje⸗Selo aus die Rückreiſe angetreten. — Der bis⸗ 
herige ſerbiſche Geſandte Protitſch wurde geſtern vom Kaiſer in Ab⸗ 
ſchiedsaudienz empfanzen; hierauf überreichte der neu ernannte Ge: 


London, 27. Mai. Unterhaus. Dilke erklärt auf eine Anfrag 
Labouchere's, die Regierung habe ſich mit ihrem diplomatiſchen Ag 
ten in Sofia in Verbindung geſetzt, um dem Parlamente die Schrift⸗ 
ſtücke vorlegen zu können, aus denen ſich die Gründe zur Erklärung 
des jüngſt vom Fürſten von Bulgarien gethanen Schrittes ergäben. 
Hierauf wurde die Einzelberathung der iriſchen Landbill fortgeſetzt. 


Breslauer Börſe vom 28. Mai. 
} 5 65187. 00 Be. \ 

Deutſche Reichsanleihe 4% 102, 00 Br. Preuß. conſol. Anleihe 4½0½% 
105, 90 Br. Schleſiſche altlandſchaftl. Pfandbriefe 3½% 93, 80 Gd., do. 
Pfandbriefe Lit. A. 4% 101, 40 bez. u. Gd. Poſener Credit⸗Pfandhriefe 
5 01 bis 1, 05 bez. Poſener 
Rentenbriefe 4% 100, 50 etw. bez. Schleſiſche ee 40% 
97, 90 bez., do. 4½% 105, 30 etw. bez. u. Br., do. 50% 105, 35 etw. bez. 
Freiburger Prioritäten 4% 100, 70 bez. u. Br., do. 4½% 103, 10 Br., do. 
Stamm⸗Actien 107 bez. u. Br. Oberſchleſiſche Prioritäten Lit. E. 3½% 
93, 75 Gd., do. Lit. D. 4% 100, 60 Gd., do. Lit. F. 4½% 103, 30 Br. 
Rechte⸗Oder⸗Ufer 4½% 103, 90 Br. Oberſchleſiſche Vetien Lit. A., O., /D@ 
und E. 214, 00 Gd., do. Lit. B. —, —. Poſen⸗Kreutzburger Stamm⸗Acten 
17, 75 Gd., do. Stamm⸗Prioritäten 70, 90 Gd. Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn 
150, 75 bez. u. Br., do. Stamm⸗Prioritäten 148, 75—149, 00 bez. u. Gd. 
Galiziſche (Carl-Ludwig) 136, 40 Gd. Lombarden —.—, Franzoſen —,—. 
6% neue Rumänen 103, 60 Gd. Oeſterr. Goldrente 83, 25 bez., do. Silber⸗ 
rente 67, 75 bez., do. 1 67, 25 Gd., do. 1860er Looſe 130 Gd. 
Ungar. Goldrente 102, 75 Br. Polniſche Liquidations⸗Pfandbriefe 55, 2 
bez. Ruſſiſche 1877er Anleihe 94 bez. u. Gd., do. 1880er —, do. Orient⸗ 
Anleihe I. Emiſſion 5% 59 Gd. Breslauer Discontobank 100, 25 bez. u. 
Gd. Breslauer Wechslerbank 103, 50 Gd. Deutſche Reichsbank —, — 
Schleſiſcher Bankverein 110,25 Gd. Schleſiſche Boden⸗Credit⸗Actien 112 bez. 
u. Br. Oeſterr. Credit⸗Actien 622 Gd., per ultimo 623, 50—24—23 bez. 
Breslauer Straßenbahn 133, 25 Br. Linke 89 bez. u. Br. Donnersmarck⸗ 
110 59 Gd. Oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf 38, 25 Gd. Schleſiſche Immo⸗ 
ilien 80 Br. Kramſta 97 Gd. Oppelner Cement —, —. Sileſia 100, 25 
Br. Laurahütte 109, 40 Gd., per ultimo 109, 50—10—9, 50 bez. Oeſterr. 
Noten 175, 10—20 bez. Ruſſiſche Noten 206, 25 bez. Still. 


Breslau, 28. Mai. Preiſe der Cerealien. f 
Feſtſetzung der ſtädtiſchen Markt⸗Deputation pro 200 Zollpfd. = 100 Klgr. 


gute mittlere geringe Waar 
höchſter niedrigſt. böchſter niedrigſt. höchſter nſedrgſt. 
5 . N 8 % 
Weizen, weißer 23 — 22 40 21 30 20 60 19 70 18 70 
Weizen, gelber 22 — 21 70 20 90 20 40 19 20 18 20 


20 90 20 40 20 10 19 70 


Gerste 16 50 16 — 15 30 1470 14 — 13 20 
i 16 20 15 90 15 30 14 80 14 40 14 — 
Erbſen 20 30 19 50 19 — 18 1 


50 
Kartoffeln, per Sack (zwei Neuſcheffel à 75 Pfd. Brutto = 75 Kilogr.) 
beſte 4,00 — 5,00 Mark. geringere 3,00 Mark, 
per Neuſcheffel (75 Pfd. Brutto) beſte 2,00—2,50 M., geringere 1,50 M., 
. per 2 Liter 0,14 —0,18 Mark. 


Breslau, 28. Mai. [Amtlicher Producten⸗Börſen⸗ Bericht.] 
Roggen (per 1000 Kilogr.) ſtill, gek. — Etr., abgelaufene Kündigungs⸗ 
ſcheine —, per Mai 214 Mark Br., Mai⸗Juni 213,50 Mark Br., Juni⸗Juli 
207 Mark bez., Juli⸗Auguſt 190 Mark Br., Auguſt⸗September — Mark, 
e e DEINER 175,50— 176,00 Mark Br., October⸗November 174,00 

ark Br. 

Weizen (per 1000 Klgr.) gek. — Ctr., per lauf. Monat 215 Mark Br., 
Mai⸗Juni 215 Mark Br. g | 

Hafer (per 1000 Kilogr.) gef. — Ctr., abgelaufene inbioungsleinag 
—, per lauf. Monat 149,00 Mark Br., Mai⸗Juni 149,00 Mark Br., 
Juni⸗Juli 149 Mark bez., Juli⸗Auguſt 145 Mark bez., September⸗October 
140 Mark Br. 0 

Raps (per 1000 Kilogr.) gek. — Ctr. per lauf. Monat 253 Mark Br., 
250 Mark Gd., Auguſt⸗September 250 Mark Br. | 

Rüböl (per 100 Kilogr.) etwas matter, get. — Ctr., loco 52,50 Mark 
Br., per Mai 52 Mark Br, Mai⸗Juni 51,50 Mark Br., Juni⸗Juli 51,50 
Mark Br., September⸗October 53 Mark bez. u. Br., October⸗November 
53,50 Mark Br., 53,00 Mark Gd., November⸗December 54 Mark Br. | 

Petroleum (per 100 Kilogr. 20 pCt. Tara) loco und per Mai 2750 
Mark Br., 27 Mark Gd. f N 

Spiritus (per 100 Liter à 100 pCt.) höher, gef. — Liter, per Mai 
55,20 Mark bez., Mai⸗Juni 55,20 Mark bez., Juni⸗Juli 55,50—30 Mark 
bez. und Gd., U 56 Mark Br., Auguſt⸗September 56,20 Mark bez, 


September⸗October 55 Mark Gd. 
8 cha Die Börſen⸗Commiſſion. 1 


Zink ohne 1 5 \ 
ündigungspreiſe für den 30. Mai. 1 
Roggen 214, 00 Mark, Weizen 215, 00, Hafer 149, 00, Raps 253, 00, 
Rüböl 52, 00, Petroleum 27, 50, Spiritus 55, 20. Fl 


Börſen⸗Depeſchen. 

(W. T. B.) Berlin, 28. Mai, 11 Uhr 50 Min. [Anfangs⸗Courſe⸗] 
Credit⸗Actien 623, 50. Staats⸗Bahn 629, —. Lomharden —, — 
Ungar. Credit —. Laurahütte —. 80er Ruſſen —, —. Feſt. 

(W. T. B.) Berlin, 28. Mai, 12 Uhr 30 Min. [Anfangs⸗Courſe.] 
Credit⸗Actien 622, —. Staatsbahn 629, —. Rumänen, neue 103, 60. 
Laurahütte 109, 90. II. Orient 59, 20. Ruſſiſche Noten 205, 75. Ungar. 
Goldrente 15 70. Wage G Fel 20. Lombarden 229, —. 

berſchleſiſche 214, —. Ungar. Credit —. Feſt. 5 
8 en (leder Mai 227 —, Mai⸗Juni 218, 50. Roggen Mai 207, 50, 
5 175, —. Rüböl Mai⸗Juni 53, 10, Sept.⸗Oct. 54, 10. Spiritus 

ai⸗Juni 57, 20, Auguſt⸗Septbr. 58, 30. Petroleum Mai 24, —. Hafer 

ai 155, 50. 5 3 1 
I (W. T. B.) Wien, 28. Mai, 10 Uhr 10 Min. V Bee Credit⸗ 
Actien 356, 50. Staatsbahn 357, —. Lombarden —, —. Galizier —, —e 
Napoleonsd'or 9, 3045. Marknoten 57, 25. Goldrente —, —. Ungar 
Goldrente ee Ungar. 1 —, —. a Credit 360, — N 

ionb. —. Anglo —, —. Bankverein —, — Feſt. MM 
An T. B. ien, 28. Mai, 11 Uhr 10 Min. [Vorbörſe.] „Credit⸗ 
Actien 355, 30. Staatsbahn 360, 25. Lombarden 132, —. Galizier 312, 77 
Napoleonsd'or 9, 30. Oeſterr. Papierrente 77, 10. Marknoten 57, 22. 
Goldrente 95, 50. Ungar. Goldrente 117, 70. Ungar. Papierrente 92, 
Ungar. Credit 357, 50. Anglo 153, 80. Elbthalbahn 242, —. Gedrück 


C erde⸗Looſe 
aſſeler, Per 990 
Ey eee 
AR Schweidätgerſtr 27. 5 


| 


| Das Allerneueſte 


von, [4335 


Pariſer u. Wiener 


Modell Hüten 


empfehle g 


Eine Gouvernante 


mosaischer Religion, welche vor 
mehreren Jahren das Examen gut 
bestanden, in neueren Sprachen u. 
8. W. sehr gute Kenntnisse besitzt, 
ewinnendes Wesen und grosse 
ewandtheit Kindern gegenüber 
zeigt, kann für Privatstunden von 
einflussreicher Seite empfohlen 
werden. 5 [2688] 

Gefäll. Offerten unter M. W. 3 
nimmt die Exped. der Bresl. Ztg. 
entgegen, 


r I EBEN BARENR 
3 ſogleichen Antritt ſuche ich einen 
ſdliden und 595 9 Speceriſten. 
Off. A. R. 102 poſtl. Brieg. 4833] 


Stallung u. Wagenremiſe 
find ſofort zu vermiethen Ohlauer⸗ 
Stadtgraben 21. 12367 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. N 
Druc von Grab, Barth u. omp. (W. Friedrich in Breslau 


in 
Originalen u. Copien 
ehr preiswerth; 
ferner offerire ich als 
neu und ſchön 


Garnirte Hauben 


mit Goldſtickerei, 
Chenillen⸗Netze, 
ſpan. Kragen, 
Rüſchen, ain 
in 200 Deſſins tägl. Neuheiten. Wii: 
Wilhelm Prager, 


Ning 18. 


